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nun also schon die zweite BAYER-Haupt-
versammlung unter Corona-Bedingungen. 
Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAH
REN (CBG) hat natürlich trotzdem nichts 
unversucht gelassen, um den Leverkuse-
ner Multi so direkt wie möglich mit der 
Konzern-Kritik zu konfrontieren und hat zu 
diesem Behufe alle für den Protest verfüg-
baren realen und virtuellen Räume genutzt. 
Dabei kam ganz schön was zusammen. Für 
das Stichwort BAYER (SWB) durfte es des-
halb ein bisschen mehr sein: Gleich zwei 
Artikel befassen sich mit der HV.
Ganz oben auf deren Tagesordnung stand 
natürlich das Dauerthema „Glyphosat“, 
das dann auch nach dem 27. April nicht 
aus den Schlagzeilen kam. So ließ der Le-
verkusener Multi Ende Mai die Vergleichs-
verhandlungen mit den Anwält*innen der 
Glyphosat-Geschädigten platzen. Zuvor 
hatte er sich an der Quadratur des Kreises 
versucht. Der Konzern wollte das Herbizid 
unbegrenzt weiter vermarkten, die damit 
unweigerlich verbundenden weiteren Kla-
gen aber begrenzen. Das fand allerdings 
nicht die Zustimmung des zuständigen 
Richters Vince Chhabria. Und was dieser 
stattdessen vorschlug, war „nicht im Inte-
resse von BAYER“, wie der Vorstandsvor-
sitzende Werner Baumann in einer Tele-
fon-Konferenz für Investoren und Medien 
bekundete. 
Dafür tut sich für das Herbizid vielleicht 
bald ein neues Absatzgebiet auf. Der 
kolumbianische Präsident Iván Duque 

ordnete nämlich per Dekret die Wieder-
aufnahme der Besprühungen von Koka-
Feldern aus der Luft mit Glyphosat an, die 
sein Vorgänger Juan Manuel Santos im 
Jahr 2015 gestoppt hatte. Die bisherige 
Schreckensbilanz des War on Drugs mit 
dem umstrittenen Pestizid als Waffe legen 
wir in diesem Heft vor. 
Ganz neues Ungemach droht hingegen 
mit der Gentechnik 2.0., die BAYER & Co. 
allerdings gar nicht mehr als Gentechnik 
ansehen und deshalb auch von den Auf-
sichtsbehörden nicht so behandelt wis-
sen möchten. Annemarie Volling von der 
ARBEITSGEMEINSCHAFT BÄUERLICHE 
LANDWIRTSCHAFT setzt sich für das 
Stichwort mit der Deregulierungsoffensive 
der Industrie auseinander. 
Aber wo Gefahr ist, da wächst das Retten-
de auch. Die früheren „Marches Against 
MONSANTO“ haben nach BAYERs Über-
nahme des US-Unternehmens nicht nur 
vielfach ihren Namen geändert, sondern 
auch ihre Ausrichtung und nehmen jetzt 
oft die gesamte Agro-Branche ins Visier. 
Die CBG konnte sich davon in Paris über-
zeugen und dort überdies viele neuen 
Mitstreiter*innen gewinnen, vermeldet 
CBG-Geschäftsführer Marius Stelzmann in 
seinem Reisebericht für das SWB. Das ist 
doch was, meint
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C B G  b e i m  „ M a r c h  c o n t r e  M O N S A N T O / B AY E R  e t  l ‘ a g r o c h i m i e “

Auf den Straßen von Paris

Die COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN (CBG) arbeitet ständig dar-
an, den weltweiten Widerstand gegen 
BAYER/MONSANTO zusammenzubringen. 
Als sie anlässlich des Beginns des his-
torischen „Agent Orange“-Prozesses in 
Frankreich zu möglichen internationalen 
Bündnispartner*innen Kontakt aufzuneh-
men versuchte, bekam die Coordination 
eine Rückmeldung vom COLLECTIF VIET-
NAM DIOXINE, das hauptsächlich in Frank-
reich aktiv ist, jedoch auch in Deutschland 
Mitglieder hat. Schon zu diesem Zeitpunkt 

war klar, dass die CBG die Aktivist*innen 
des Collectif nicht nur zu den Aktionen 
rund um die BAYER-Hauptversammlung 
einladen würde, sondern möglichst auch 
ihren Kampf vor Ort unterstützen würde. 
Und beim „March contre MONSANTO/
BAYER et l‘agrochimie“ bot sich die pas-
sende Gelegenheit dazu, denn das Thema 
„Agent Orange“ spielte an dem Tag eine 
nicht unwesentliche Rolle.
Bereits im Vorfeld des Marches war in 
dem Verfahren gegen gegen BAYER/
MONSANTO, DOW CHEMICAL, HERCU-

LES, UNIROYAL und neun weitere Kon-
zerne, die während des Vietnamkrieges 
Agent Orange produziert hatten, ein Urteil 
gefallen. Am 10. Mai, dem Montag vor der 
Demonstration, verkündete das Gericht in 
Evry nahe Paris, dass es die Klage einer 
Geschädigten – der mittlerweile 79-jäh-
rigen, vietnamesisch-stämmigen Fran-
zösin Tran To Nga – für unzulässig halte. 
Es schloss sich damit der Sichtweise der 
Konzern-Anwält*innen an, die argumen-
tiert hatten, dass die Verantwortung für 
den Einsatz von „Agent Orange“ alleine 

Die CBG beim „March contre MONSANTO/BAYER et l’agrochimie“ in der französischen Hauptstadt

Dieses Jahr hat die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN am „March contre MONSANTO/BAYER et 
l‘agrochimie“ in Paris teilgenommen. Auf der Demonstration am 15. Mai waren trotz strömenden Regens und der 
Einschränkungen durch die Corona-Pandemie zeitweise mehr als 1.000 BAYER/MONSANTO-Gegner*innen unter-
wegs. Ein beeindruckendes Zeichen gegen Konzern-Macht.

Von Marius Stelzmann
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bei der US-Regierung in Washington läge 
und nicht bei den „Lieferanten zu Kriegs-
zeiten“. Dementsprechend erklärte nun 
das Gericht, dass die Unternehmen „auf 
Anweisung und im Namen des amerika-
nischen Staates bei der Vollendung eines 
souveränen Aktes“ gehandelt hätten.
Auch gegen diese skandalöse Ignoranz 
gegenüber der Mittäterschaft der BAYER-
Tochter MONSANTO sollte an diesem 
Samstag demonstriert werden: CBG-
Geschäftsführer Marius Stelzmann hatte 
eine Rede vorbereitet, welche diese ge-
nau benannte. Schon lange vor dem offi-
ziellen Beginn des Marches begann sich 
der Plac Stalingrad zu füllen. Es wurden 
zahlreiche Stände aufgebaut, welche die 
auf dem Platz flanierenden Pariser*innen 
über das Anliegen informierten. Obwohl 
an dem Wochenende in der Stadt noch 
mehrere andere Demonstrationen statt-
fanden, das Wetter nicht gerade zu poli-
tischen Aktionen einlud und die Corona-
Pandemie zur Vorsicht zwang, fand sich 
schnell eine beeindruckende Menge von 
über 1.000 Personen zusammen. Frank-
reichweit gab es darüber hinaus noch in 
17 anderen Städten kleinere Aktionen und 
Demonstrationen gegen BAYER & Co. 
Tran To Nga eröffnete die Auftakt-Kund-
gebung auf dem Place Stalingrad. Sie war 
während des Krieges als 
Lehrerin und Journalistin 
tätig und Ende 1966 bei 
einem Angriff nördlich 
von Saigon in eine von 
einem Flugzeug aus ver-
sprühte Wolke von Agent 
Orange geraten. Über die 
schweren gesundheitli-
chen Folgen war sie sich 
damals nicht im Klaren. 
Ein Kind, welches sie drei 
Jahre später zur Welt 
brachte, starb jedoch mit 
nur 17 Monaten. Vorher hatte sich die 
Haut in Fetzen von dessen Körper abge-
löst. Tran To Nga selber leidet noch heute 
an den schweren gesundheitlichen Spät-
folgen der Besprühung. Brustkrebs, Herz-
probleme, Alpha-Thalassämie, Diabetes 
Typ zwei, hoher Blutdruck und Chlorakne 
stehen in ihrer Krankenakte. 
Von der Gerichtsentscheidung zeigte sie 
sich unbeeindruckt. In einer kämpferischen 
Ansprache betonte sie, weiter durch alle 
Instanzen gehen zu wollen. Noch stärker 
als bisher sollte in den Prozess die ökolo-
gische Dimension des Kriegsverbrechens 
„Agent Orange“ einfließen. So wolle sie 
den Begriff „Ökozid“ starkmachen, um das 

Ausmaß des Schadens für die Umwelt 
von Vietnam hervorzuheben. 80 Millionen 
Liter der hochgiftigen Chemikalie waren 
während des Krieges über Vietnam aus-
gebracht worden. 
Tran To Nga ist ebenfalls Mitglied im 
Collectif Vietnam Dioxine, welches alte 
Veteran*innen, die den Vietnamkrieg noch 
selbst erlebt haben, mit einer jungen Ge-
neration neuer Aktivist*innen verbindet, 
die den Kampf um Gerechtigkeit für das 
Land, aus dem ihre Familien einst nach 
Frankreich emigrierten, auch als Akt des 
antikolonialen und antirassistischen Wi-
derstandes begreifen. 
Die nachfolgenden Redner*innen verge-
wisserten Tran To Nga ihre Solidarität und 
betonten die Wichtigkeit des Prozesses. 
Offensichtlich war die Demonstration der 
politische Ausdruck des Kampfes, der in 
Evry vor Gericht mit rechtlichen Mitteln 
geführt wurde. Die neokoloniale Dimen-
sion des globalen Pestizidhandels the-
matisierte ein Vertreter des Netzwerkes 
ZÉRO CHLORDÉCONE ZÉRO POISON, eine 
Organisation von Migrant*innen aus den 
französischen Überseegebieten Gouade-
loupe und Martinique. Er schilderte die 
verheerenden Zustände in diesen Regi-
onen, denn Großkonzerne des globalen 
Nordens wie BAYER nutzen Länder wie 

Goudaloupe und Marti-
nique als Absatzmärkte 
für Pestizide, die in der 
EU schon längst verbo-
ten sind. Die Folge: Die 
Einwohner*innen leiden 
massiv unter den gesund-
heitlichen Folgen dieser 
Ultragifte. Das Netzwerk 
und seine Aktivist*innen 
sorgten dann auch noch 
für ein besonderes High-
light, als die Demo sich 
nach dem Ende des ers-

ten Redeblocks lautstark in Richtung der 
Pariser Innenstadt in Bewegung gesetzt 
hatte. Da schlug nämlich die Stunde für 
eine Performance. Diese war zu gleichen 
Teilen Demo-Chor und Gesangsdarbietung 
und wurde unterstützt von einer eigenen 
Demoband, deren treibende Rythmen der 
ganzen Demonstration Energie verliehen. 
Die Coordination steuerte zum Erschei-
nungsbild ihr eigenes Transparent mit 
dem passenden Slogan „Tod auf den Fel-
dern“ bei. Denn das ist es, was BAYER/
MONSANTO Mensch und Umwelt welt-
weit bringt. Das Transparent trug Stelz-
mann gemeinsam mit Genoss*innen der 
ASSOCIATION D‘AMITIÉ FRANCO-VIET-

E c h o

G. R.: Ausdrücklich möchte ich (...) 
für den Artikel im letzten Stichwort 
danken: „Der CUREVAC-Deal“ (S. 16 
ff). Dass die Europäische Union den 
Impfstoff bestellt hat, ohne zu wis-
sen (oder zu fordern), dass er letzt-
endlich verfügbar sein wird oder die 
gewünschten Ergebnisse erzielen 
wird, erzähle ich jetzt herum, so viel 
es mir möglich ist!

A. S.: Ich bin jedes Mal zutiefst be-
eindruckt von der Fülle an Informati-
onen (...) Obwohl mich die grausigen 
Fakten immer lange verfolgen, ge-
ben sie mir doch Gewissheit in mei-
ner Beurteilung der Weltsituation. 
Und erstaunlicherweise geben Sie 
mir damit die Hoffnung, dass es ge-
lingen kann, die Welt zu verändern, 
um diese großartige Schöpfung zu 
retten!

Promis gegen Profi t

„Es gibt unterschiedliche Arten von 
Massenmord. Eine heißt ‚Patent’. In 
einer Welt extremer sozialer Unter-
schiede entscheiden Patente, wer 
überleben darf. Deswegen haben 
jene, die in der globalen Pandemie 
wiederholt verhindern, dass die Pa-
tent-Rechte für Covid-19-Arzneien, 
Impfstoffe und medizinische Pro-
dukte ausgesetzt werden, Blut an 
den Händen. Das ist keine Übertrei-
bung, das ist tödlicher Ernst.“

Ilija Trojanow, Schriftsteller



I m  V e r l a u f e  d e r 
D e m o n s t r a t i o n  k a m 

e s  t r a u r i g e r w e i -
s e  n o c h  z u  e i n e m 
A k t  b r u t a l e r  P o -
l i z e i g e w a l t :  D i e 
P o l i z e i  b e s c h o s s 

d i e  f r i e d l i c h e n 
A k t i v i s t * i n n e n  m i t 

Tr ä n e n g a s .
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NAMIENNE, bei denen er auch über das 
Wochenende untergebracht war. 
Im Verlaufe der Demonstration kam es 
traurigerweise noch zu einem Akt bruta-
ler Polizeigewalt: Die Polizei beschoss die 
friedlichen Aktivist*innen mit Tränengas. 
Dieses Niveau von Polizeibrutalität schien 
jedoch niemanden zu überraschen: Spä-
testens seit den Protesten der „Gilets jau-
nes“ waren die Menschen in Frankreich 
wesentlich Schlimmeres gewohnt. Und so 
ging die Demonstration nach einem kur-
zen Ausspülen der Augen genauso kraft-
voll weiter wie vorher. 

Auf der Abschlusskundgebung hielt 
die CBG eines der Schlussworte. Viele 
Aktivist*innen hatten noch ausgeharrt, da 
sie gespannt waren, was der internatio-
nale Gast zu sagen hatte. In seiner Rede 
verurteilte Marius Stelzmann zunächst 
die Polizeigewalt und erklärte dann sei-
ne Solidarität mit den kämpfenden Völ-
kern von Martinique und Guadeloupe. 
Die Vergiftung dieser Länder gehe von 
der Konzernzentrale in Leverkusen aus. 
Also, so Stelzmann, sei es notwendig, 
alle Kräfte zu bündeln, und den Lever-
kusener Multi direkt vor seiner Haustür 

mit seinen Verbrechen zu konfrontieren. 
Dazu lud er unter lautem Jubel der An-
wesenden alle Gruppen und Personen vor 
Ort ein. Auch zeigte er auf, dass BAYER/
MONSANTO unter dem Druck der vielen 
Geschädigten des Konzerns, die ihr Recht 
geltend machen, wankt. So musste das 
Unternehmen, vor allem aufgrund „recht-
licher Risiken“ als Folge einer Masse von 
Schadensersatz-Klagen, Rückstellungen 
in Milliarden-Höhe bilden und für das Ge-
schäftsjahr 2020 ein negatives Konzern-
Ergebnis verkünden. Auch zur aktiven 
Rolle MONSANTOs bei der Verwendung 
von Agent Orange als Kriegswaffe nahm 
Stelzmann Stellung: Bereits seit den 50er 
Jahren hatte MONSANTO auf das Penta-
gon eingewirkt, den Einsatz der Substanz 
zu kriegerischen Zwecken in Erwägung zu 
ziehen.
Zum Schluss übergab Stelzmann den 
Organisator*innen vom Collectif noch 
ein symbolisches Geschenk: Ein Trans-
parent der CBG, welches das Glyphosat-
Verbrechen anklagt. Mit einem prallen 
Adressbuch voller französischer Kontakte, 
um neue Perspektiven des Kampfes berei-
chert und angespornt durch die Vielfalt der 
Stimmen gegen den Riesen BAYER/MON-
SANTO geht die COORDINATION GEGEN 
BAYER-GEFAHREN durch das hoffentlich 
weiter kooperationsreiche Jahr. 

KOMMUNAL POLITIK machen
Dieser Leitfaden fürs Politikmachen vor der 
eigenen Haustür gehört in jedes Fraktions-
büro und auf den Schreibtisch aller 
grün-alternativen Kreistags-, Stadtrats- 
oder Gemeinderatsmitglieder.

Das Buch führt Frischgewählte in die 
lokalpolitische Materie ein und hält auch 
für erfahrene Kommunalpolitiker*innen 
viele Kniffe parat.

Bielefeld 2020, 5., überarbeitete Auflage 
DIN A5, 192 Seiten, vierfarbig, 15 Euro
ISBN 978-3-9822221-0-3

Bestellen Sie direkt bei uns – auch online: 

Alternative Kommunalpolitik (AKP) e.V.

Luisenstr. 40  |  33602 Bielefeld 
Tel. 0521 177517  |  Fax 0521 177568

akp@akp-redaktion.de  |  www.akp-redaktion.de
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•  Rechtspopulismus in den Räten
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I n t e r v i e w  m i t  P h i l i p p e  P i a r d

„BAYER liefert nur den Tod“

Was motivierte euch, am March teilzu-
nehmen?

Wir sind heute hier in Paris, weil BAYER/
MONSANTO ein Symbol ist: ein Symbol 
für die Vergiftung der Welt, ein Symbol für 
die Lügen, die man den Leuten über die 
Ungiftigkeit ihrer Unkrautvernichtungs-
mittel erzählt.

Seit wann besteht eure Gruppe?

Unsere Gruppe nahm im Dezember 2020 
ihre Arbeit auf, als wir eine Anzeige ge-
gen Unbekannt erstatteten, auf Grundlage 
einer Studie von Prof. Gilles-Éric Séralini 
und Gerald Jungers, die das Vorkommen 
von nicht deklarierten Giftstoffen in meh-
reren Unkrautvernichtungsmitteln ohne 

Könntest Du dich  und deine Organisation 
kurz vorstellen?

Ich bin Philippe Piard, ein Kleinbauer aus 
dem Süden Frankreichs. Der Verein, dem 
ich angehöre, heißt SECRETS TOXIQUES 
(Toxische Geheimnisse, Anm. SWB) Die-
ser Verein ist ein Dachverband. Ungefähr 
30 Gruppen sind zur Zeit Mitglied.

Am Pariser „March contre MONSANTO/BAYER et l‘agrochimie“ im Mai 2021 hatte neben der COORDINATION 
GEGEN BAYER-GEFAHREN auch die Initiatve SECRETS TOXIQUES teilgenommen. Sie setzt sich zum Ziel, versteckte 
giftige Stoffe, welche in als „glyphosatfrei“ deklarierten Pestiziden enthalten sind, sichtbar zu machen. In Frankreich 
sind glyphosathaltige Pestizide nämlich seit 2019 für den Verkauf an Privatpersonen verboten. BAYER/MONSANTO 
reagieren darauf mit der Einführung giftiger neuer Formulierungen, deren harmlos klingende Hauptzutat Essig ist. 
Nicht aufgeführt sind aber weitere Inhaltsstoffe wie zum Beispiel Arsen. CBG-Geschäftsführer Marius Stelzmann 
sprach mit Philippe Piard über die Arbeit der Organisation.

Philippe Piard von SECRETS TOXIQUES
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Glyphosat als Wirkstoff nachwies (Zum 
Beispiel in BAYERs ROUNDUP SPEED 
EVERGREEN, Anm. SWB). Diese Unkraut-
vernichtungsmittel sollten nur Essigsäure, 
Pelargonsäure oder Caprinsäure enthal-
ten. Die Studie zeigte jedoch, dass auch 
Schadstoffe drin waren: Arsen, Blei und 
andere Schwermetalle, aber auch poly-
zyklische aromatische Kohlenwasserstof-
fe. Diese Produkte werden von BAYER, 
CLEARLAND, COMPO, SOLABIOL u. a. 
verkauft. Es ist sehr schockierend, die-
se Schadstoffe in Produkten zu finden, 
die sicher sein sollen! Also haben wir 
die Staatsanwaltschaft aufgefordert, 
Untersuchungen anzustellen und haben 
Anzeige gegen Unbekannt wegen Etiket-
tenschwindels, Falschdeklaration, Gefähr-
dung des Lebens Dritter und Umweltschä-
digung erstattet.

Was sind die Ziele der Kampagne, und 
wie wollt ihr diese erreichen?

Das Hauptziel unserer Kampagne ist es, 
die Schlupflöcher im System der Bewer-
tung von Pestiziden aufzuzeigen. Wir be-
rufen uns auf ein Urteil des Gerichtshofs 
der Europäischen Union, das sich mit den 
EU-Regularien zur Genehmigung von Pes-
tiziden befasst. Das Gericht sagt uns, wie 
die Regeln anzuwenden sind. Wir haben 
den Verdacht, dass die europäische Le-
bensmittelbehörde EFSA sich nicht an 
diese hält. Wenn nämlich eine Studie 
über Pestizide, die neu auf den Markt 
kommen sollen, korrekt durchgeführt 
würde, müsste sie zeigen, dass die ku-
mulativen Wirkungen der verschiedenen 
Schadstoffe im Produkt 1.000 bis 100.000 
mal gefährlicher sind als der Wirkstoff, 
der von der EFSA untersucht wird. Wir 
haben auch den Verdacht, dass keine Un-
tersuchung der langfristigen Giftigkeit und 
krebserregenden Wirkung des gesamten 
Inhalts der Produkte durchgeführt wird.
Wir werden alles tun, was wir auf dem 
Gerichtsweg erreichen können, um das 
Gesetz durchzusetzen, sowohl in Europa 
als auch in Frankreich. Warum? Weil kein 
Pestizid auf den Markt und auf die Felder 
kommen kann, wenn seine tatsächliche 
Giftigkeit bekannt ist.

Du bist selber Bauer. Wie beeinflusst das 
deinen Blickwinkel im Kampf gegen BAY-
ER/MONSANTO?

Als Bauer, der seit 16 Jahren biologisch 
arbeitet, weiß ich, dass es eine andere 
Art Pflanzen anzubauen und Vieh zu züch-

ten gibt. Leben liebt das Leben. BAYER/
MONSANTO liefert nur den Tod. Tod für 
die Umwelt, Tod für den Bauern, der ihre 
Pestizide benutzt, Tod für Menschen, die 
diese ungesunden Lebensmittel essen 
und verschmutztes Wasser trinken.

Was war für dich heute beim March das 
Wichtigste?

Für mich war heute der Hauptpunkt zu 
zeigen, dass wir vereint sind, enschlossen 
und bereit, unseren Kampf zu gewinnen.

Wie lange seid ihr schon Teil des Bündnis-
ses, das den March organisiert?

Für mich ist es das erste Mal, dass ich am 
Marsh teilnehme, und ich war sehr stolz 
darauf, mich zu beteiligen. Für SECRETS 
TOXIQUES ist es auch das erste  Mal – 
wir sind eine junge Organisation. Aber wir 
werden nächstes Jahr auch hier sein.

Kannst Du uns von weiteren Konzern-
verbrechen von BAYER/MONSANTO in 
Frankreich erzählen?

Das Hauptverbrechen von BAYER/MON-
SANTO in meinen Augen ist die Lüge, 
die sie so viele Jahrzehnte lang über die 
angebliche Unschädlichkeit ihrer Pestizi-
de verbreitet haben. Dieses Verbrechen 
ist für eine allgemeine Vergiftung unse-
rer Körper, unserer Felder, unserer Natur 
verantwortlich. Es ist für die Abnahme der 
Zahl der Vögel, Insekten und Säugetiere 
verantwortlich. Es ist für die Zunahme der 
Nervenkrankheiten, Krebs-Erkrankungen 

und genetischen Störungen verantwort-
lich. Es ist verantwortlich für die Zerstö-
rung unserer Demokratien durch massives 
Lobbying mit dem Effekt, dass Menschen 
das Recht genommen wird, eine gesunde 
Lebensweise zu wählen.

Was sind deine Forderungen an BAYER/
MONSANTO?

Ich fordere sie auf, ihre Verbrechen anzu-
erkennen, und ebenso fordere ich nichts 
von ihnen, denn wir brauchen sie nicht.

Hast Du eine Botschaft an die Vorstands-
mitglieder von BAYER?

Ja, ich möchte sie fragen, wie sie ihren ei-
genen Kindern und Enkeln ihre Verbrechen 
erklären werden, nachdem sie gerichtlich 
verurteilt worden sind.

Hast Du eine Botschaft an unsere 
Aktivist*innen?

Oh ja, die habe ich! Bitte erhebt Euch und 
schließt Euch zusammen. Wir können 
stärker sein als sie, aber wir müssen da-
für zusammenstehen. Ihr könnt in eurem 
Land so etwas wie SECRETS TOXIQUES 
gründen, Ihr könnt Euch der europäischen 
Bewegung anschließen, die im Aufbau ist. 
Ihr könnt bei eurer nationalen Lebensmit-
telsicherheitsbehörde nach den Produkten 
fragen, die in der Untersuchung von Sérali-
ni und Junger analysiert wurden. Manche 
von ihnen werden auch in Deutschland 
verkauft! Dieser Kampf ist unser Kampf, 
und wir werden gemeinsam siegen! 
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„War on Drugs“ mit Glyphosat

Im Jahr 2015 stufte die Weltgesundheits-
organisation (WHO) Glyphosat als „wahr-
scheinlich krebserregend“ ein. Das blieb 
nicht ohne Folgen. In Nordamerika gingen 
bei den Gerichten die ersten Entschädi-
gungsklagen ein, und auch in Südamerika 
tat sich etwas. Der damalige kolumbiani-
sche Präsident Juan Manuel Santos been-
dete den Einsatz des Herbizids als Waffe 
im „War on Drugs“. „Die Empfehlungen 
und Studien, die vom Gesundheitsminis-
terium überprüft wurden, zeigen deut-
lich: dieses Risiko existiert“, sagte er mit 
Verweis auf die WHO-Entscheidung und 
stoppte das Versprühen des Mittels per 
Flugzeug (1).

Seit 1986 hatte es zur Ausräucherung 
der Pflanzungen Verwendung gefunden. 
Begonnen hatte der „chemical warfare“ 
gegen den Koka-Anbau sogar schon 1978, 
aber so richtig große Dimensionen nahm 
er erst ab dem Jahr 2000 an. Da startete 
Kolumbien mit „freundlicher Unterstüt-
zung der US-Regierung“ den milliarden-
schweren „Plan Colombia“ und mit ihm 
die Glyphosat-Flüge. Gegen den illegalen 
Anbau von Rauschmitteln richtete sich der 
Plan allerdings bloß vordergründig. „Die 
Fokussierung auf Counternarcotics war 
nur die Basis dafür, eine partei-übergrei-
fende Unterstützung zur Finanzierung des 
Programms im US-Kongress zu erhalten, 

weil einige Mitglieder des Kongresses – 
das abschreckende Beispiel ‚Vietnam’ vor 
Augen – einer Verwicklung in Aufstands-
bekämpfung kritisch gegenüberstanden“, 
spricht ein Kongress-Bericht aus dem Jahr 
2019 Klartext (2). Auch für Dario Azzelini 
war der „Plan Colombia“ von Anfang an 
eine Strategie zur Bekämpfung der Gue-
rilla-Gruppen. Zum Beleg führt er unter 
anderem eine Aussage des US-Generals 
Charles Wilhelm an. „Die kolumbiani-
schen Streitkräfte sind nicht mehr in der 
Lage, den Vormarsch der Aufständischen 
aufzuhalten. Kolumbien braucht dringend 
unsere Hilfe“, hatte der Militär vom U.S. 
South Command Alarm geschlagen (3). 

Der kolumbianische Präsident Iván Duque plant, die im Jahr 2015 von seinem Amtsvorgänger gestoppten Flugzeug-
Sprüheinsätze mit Glyphosat zur Zerstörung von Koka-Pflanzen wieder anlaufen zu lassen. Dabei fällt die Bilanz des 
Chemie-Krieges gegen die Droge verheerend aus, sowohl in gesellschaftlicher und sozialer als auch in gesundheitli-
cher und ökologischer Hinsicht. Entsprechend groß ist der Protest im Land.

Von Jan Pehrke

Feuerschutz für Glyphosat-Sprüheinsätze



facebook.com/CBGnetwork 	 |	 twitter.com/CBGnetwork 

STICHWORT BAYER 3/2021

s e i t e  d r e i z e h n 

A g r o  &  C h e m i e

„ N a r c o - G u e r i l l a “
Im Fokus stand dabei vor allem die FARC 
(Fuerzas Armadas Revolucionarias de Co-
lombia). Diese finanzierte sich zwar wirk-
lich zu einem guten Teil über das Kokain, 
das jedoch taten die Paramilitärs auch, 
ohne deshalb Aktionen fürchten zu müs-
sen, während die Kämpfer*innen der ELN 
(Ejército de Liberación Naciona) wiede-
rum kaum auf Schonung hoffen durften, 
obwohl sie Drogen-Geschäfte ablehnten.
Für die FARC aber erfanden die USA den 
Begriff der „Narco-Guerilla“, mit dessen 
Hilfe sie den Krieg gegen die Drogen zu 
einem Krieg gegen die Rebellen machen 
konnten. Ein Vertreter des State Depart-
ment charakterisierte das Vorgehen fol-
gendermaßen: „Das ist das kolumbiani-
sche Modell. Wir haben das Militär nicht 
im aktiven Dienst in Kolumbien im Einsatz 
– aber wir haben Militär-Hilfe, die sich als 
bemerkenswert nützlich dabei erwiesen 
hat, die kolumbianische Armee und Luft-
waffe zu Einsätzen gegen Drogen-Ziele 
zu bewegen. Und wenn sie dabei auch 
die FARC angreifen, die Drogenlabors 
bewacht, hilft das der Polizei, die Labors 
anzugreifen (4).“ Bei einem Großteil der 
zehn Milliarden Dollar, welche die Verei-
nigten Staaten von 2000 bis 2015 in den 
lateinamerikanischen Staat pumpten, 
handelte es sich um eine solche Militär-
Hilfe. So bauten tausend US-Offiziere fünf 
Elite-Bataillone mit auf, „um den Süden 
des Landes wiederzuerobern“, wie die 
damalige US-Außenministerin Madelaine 
Albright es ausdrückte (5). Wegen die-
ser Ausrichtung zögerte die Europäische 
Union zunächst, den „Plan Colombia“ zu 
unterstützen, sagte dann aber doch 300 
Millionen Euro zu – bestimmt allein zur 
Finanzierung von Entwicklungsprojek-
ten. In denen sah der Journalist Maurice 
Lemoine allerdings nur einen „höchst will-
kommenen Rauchvorhang“ für die militäri-
schen Operationen (6). 
Die „Einsätze gegen Drogen-Ziele“ erfolg-
ten dabei in hoher Frequenz. Von 2000 
bis 2015 versprühten Flugzeuge auf einer 
Fläche von fast 1.700.000 Hektar Glypho-
sat. Überdies rieselte es in einer erhöhten 
Dosierung herab. Die Konzentrationen 
lagen bis zum 26-Fachen über dem übli-
chen Maß. Zudem wurde dem Mittel mit 
Cosmo-Flux noch ein Wirkungsverstärker 
zugesetzt, der die Giftigkeit um den Faktor 
acht steigerte. Damit nicht genug, gingen 
die Piloten*inenn mit aller Gründlichkeit 
vor und flogen dieselben Felder mehrmals 
an. Aus diesen Gründen stoppte ein ko-

lumbianisches Gericht die Sprüh-Flüge 
bereits im August 2001. Das Verbot hatte 
allerdings nicht lange Bestand. Die US-
Botschafterin in Kolumbien, Ann Patter-
son, intervenierte und drohte mit einem 
Entzug der Hilfsgelder. Deshalb kassierten 
die Richter das Urteil bereits nach elf Ta-
gen wieder, und die Glyphosat-Ausbrin-
gung zog sich noch bis zum Jahr 2015 hin.
Die Bilanz fällt, sowohl was die Wirkun-
gen als auch, was die Nebenwirkungen 
betrifft, desaströs aus. Die Überdosis 
Chemie verwüstete zwar viele Felder, 
aber zu einer nachhaltigen Dezimierung 
der Koka-Ernten führte das nicht. Zahllose 
Landwirte brachen in andere Gegenden 
auf und legten dort neue Pflanzungen an. 
So breitete sich der Anbau nach und nach 
im ganzen Land aus. Oftmals siedelten 
sich die Bauern und Bäuerinnen dabei in 
Urwald-Gebieten an und schafften sich 
durch Abholzungen neuen Ackergrund, 
was verheerende Folgen für das Klima und 
die Biodiversität hatte.

G e s u n d h e i t s r i s i k e n
Am schlimmsten aber sind die Auswirkun-
gen auf die menschliche Gesundheit. So 
kam beispielsweise eine Untersuchung 
der „Universidad de los Andes“, die sich 
auf drei medizinische Gebiete konzent-
rierte, zu alarmierenden Befunden. „Die 
Ergebnisse zeigen, dass die Exposition 
gegenüber dem Herbizid, das bei Sprüh-
kampagnen aus der Luft verwendet 
wird, die Anzahl der Arztbesuche im Zu-
sammenhang mit dermatologischen und 
atemwegsbedingten Erkrankungen sowie 
die Anzahl der Fehlgeburten erhöht“, re-
sümieren die Wissenschaftler (7). 
Das war auch in dem 200-Seelen-Dorf San-
ta Inés der Fall, das im Kolumbianischen 
Massiv am Fuße des „Cerro de Lerma“ 

liegt. „Ich war da oben, als sie gesprüht 
haben, und ich habe Wasser getrunken. 
Ich war im siebten Monat schwanger, 
jetzt habe ich mein Kind verloren“, klagte 
etwa eine Frau dem Journalisten Maurice 
Lemoine ihr Leid. Mehr als ein Viertel der 
Bewohner litt unter Schwindel, Kopf- oder 
Magenschmerzen, Durchfall oder Übel-
keit. „Ich habe die Patienten untersucht, 
die Symptome sind bei allen dieselben: 
Vergiftungserscheinungen“, konstatierte 
der Arzt Luis Eduardo Cerón (8).
Auch die Menschen aus Rioblanco de 
Sotará litten massiv unter dem Glyphosat-
Einsatz. Über das ganze Ausmaß der Ge-
sundheitsstörungen konnte der Reporter 
Larry Rohter von der New York Times im 
örtlichen Krankenhaus jedoch nichts in 
Erfahrung bringen. „Wir wurden angewie-
sen, mit niemandem darüber zu sprechen, 
was hier passiert ist“, beschied ihm eine 
Pflege-Helferin (9).
Tiere griff das Glyphosat ebenfalls an. Re-
genbogenforellen in Fischfarmen verende-
ten elendig, und auch das Vieh der Land-
wirte verschonte das Mittel nicht. „Ich 
habe 12 Rinder verloren, die durch das 
Herbizid getötet wurden, und ich muss-
te den Rest verkaufen, weil es kein Gras 
mehr gab, auf dem sie grasen konnten. 
Ich habe alles verloren, was ich investiert 
hatte“, sagt Pedro Nel Segura aus der Pro-
vinz Nariño und spart nicht mit Vorwürfen. 
„Jeder Pilot hätte sehen müssen, dass ich 
kein Koka anbaue. Meine Kühe sind weiß 
– man kann sie aus der Luft leicht erken-
nen – und sie weideten auf offenem Land, 
auf dem nichts angebaut wurde“, erregt er 
sich (10) .
Was die Feldfrüchte der Bauern und Bäu-
erinnen betraf, zeigte sich das Glyphosat 
nicht eben wählerischer. Erbarmungslos 
ging es auch auf Felder mit Bananen, Boh- 

Indigene Landwirt*innen blockieren die Straße zwischen Puerto Asis und Villagarzon
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nen, Kartoffeln, Mais, Kaffee, Zwiebeln, 
Knoblauch und anderen Gewächsen nie-
der. Und selbst wenn das Pestizid einiger-
maßen zielsicher zum Einsatz kam, trug es 
der Wind allzu oft auf benachbarte Äcker. 
Das gefährdete die Nahrungsmittel-Si-
cherheit und bedrohte die Existenz vieler 
Farmer*innen. Sobald sich die Kunde über 
das Ausbringen des Herbizids und die 
Nebenwirkungen verbreitete, sanken die 
Preise für die landwirtschaftlichen Pro-
dukte der betroffenen Regionen rapide. 
Wegen der grenzüberschreitenden Folgen 
der Sprühungen reichte Ecuador im Jahr 
2008 gar eine Klage gegen Kolumbien 
beim Internationalen Gerichtshof in Den 
Haag ein.
Die Glyphosat-Einsätze veranlassten viele 
Farmer*innen  der ländlichen Gemeinden 
dazu, aufzugeben. „Diese Gemeinschaften 
mussten die Geißel des Kriegs, des Dro-
genhandels und der strukturellen Gewalt 
gegen sie erleben. Doch bei allem, was 
es bedeutet, zwischen Armut, Kugeln und 
Bedrohungen zu leben, ist nichts schlim-
mer, als inmitten von Pestizid-Besprühun-
gen zu leben, denn sobald sie kommen, 
steht eine massive Vertreibung dieser Ge-
meinden bevor“, schreibt die Juristin und 
Soziologin Carolina Bernal Ibáñez (11). 

Ein militärisches Eingreifen zur Bekämp-
fung einer Guerilla, ein chemical warfa-
re mit einem Pestizid als Waffe und die 
verbrannte Erde, die es hinterließ – die 
„Echos of Vietnam“ waren in dem latein-
amerikanischen Land weithin vernehmbar. 
„In Kolumbien führen wir wieder einmal 
einen Giftkrieg gegen die einzigartigen 
Ökosysteme eines anderen Staates und 
die Gesundheit unschuldiger Zivilisten“, 
befand deshalb die US-amerikanische 
Wissenschaftlerin Rachel Massey (12).

D a s  F r i e d e n s a b k o m m e n
Diesem Treiben wollte der Duque-Vor-
gänger Juan Manuel Santos ein Ende 
machen. 2015 verkündete der damali-
ge kolumbianische Präsident das Ende 
der Glyphosat-Flüge und ein Jahr später 
schloss er mit der FARC ein Friedensab-
kommen. Da das Kokain einen bedeuten-
den Beitrag zur Finanzierung ihrer Kämpfe 
gespielt hatte, erhoffte sich der Politiker 
von diesem Schritt einen Rückgang der 
Anbau-Flächen und Produktionsmengen, 
zumal die Übereinkunft den Guerilla-Mit-
gliedern Wege aus der Illegalität bahnte. 
Auch die Landwirte erhielten Hilfsangebo-
te. Rein wirtschaftlich betrachtet, handelt 
es sich bei Koka-Pflanzen nämlich um Cash 

Crops. Sie sind anspruchslos im Anbau 
und ermöglichen bis zu sieben Ernten im 
Jahr. Zudem gibt es eine Absatz-Garantie, 
ohne dass die Anbauer*innen dafür lange 
Lieferwege durch kaum erschlossene Ge-
biete in Kauf nehmen müssten. „Koka ist 
das einzige Produkt, das man aus dem Ge-
biet bekommt, in dem es angebaut wird. 
Mit anderen Produkten kann man gute 
Ernten erzielen, aber der Transport zum 
Markt ist so teuer, dass man einen Verlust 
macht“, erklärte der Sprecher einer loka-
len Farmer*innen-Gruppe (13). So boten 
die Gewächse den Bauern und Bäuerin-
nen dann ein auskömmliches Leben und 
ihren Kindern eine Zukunftsperspektive, 
denn die Einnahmen reichten, um in die 
Ausbildung des Nachwuchses zu investie-
ren. Andererseits fanden sich die „Coca-
leros“ durch die Plantagen in der Gewalt-
Ökonomie des Drogenhandels wieder. Sie 
gerieten zwischen die Fronten des „War 
on Drugs“, die nicht nur zwischen den 
Strafverfolgungsbehörden auf der einen 
und FARC, ELN und Paramilitärs auf der 
anderen Seite verliefen, sondern auch 
zwischen den einzelnen Gruppen selbst, 
da diese teilweise heftige Revier-Kämpfe 
ausfochten. „Koka brachte bewaffnete 
Gruppen direkt zu meiner Farm. Zu jedem 
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Zeitpunkt konnten wir in Gefahr sein“, be-
richtet etwa ein Landwirt (14). Zwangsar-
beit, Alkohol und Prostitution erhielten mit 
dem Kokain ebenfalls Einzug in die Welt 
der Farmer*innen. Vor allem viele Frauen 
wollten all das hinter sich lassen.
Den Ausstieg sollte das Substitutions-
programm „Programa Nacional Integral 
de Sustitución“ (PNIS) ermöglichen, das 
unter anderem eine Unterstützung bei der 
Kultivierung anderer Pflanzen bereithielt. 
Eine solche hatte zwar schon der „Plan 
Colombia“ vorgesehen, aber eingebettet 
in einen kompromisslos geführten „War 
on Drugs“ wirkte das nur wenig attraktiv. 
Juan Hugo Torres, damals mit für die „Um-
schulung“ der „Cocaleros“ verantwortlich, 
kritisierte deshalb das inkonsistente Vor-
gehen von ehedem. „Man baut Vertrauen 
zu den Menschen auf, sie haben Hoffnun-
gen, und dann macht das Sprühen all das 
zunichte“, so Torres. Und seine Vorgesetz-
te Alba Lucía Otero pflichtete ihm bei: „Der 
Staat ist eine Einheit, aber wir arbeiten 
auf der einen Seite, während diejenigen, 
welche die Ausräucherung durchführen, 
auf der anderen Seite arbeiten (15).“
Jetzt aber strebte Santos eine Politik 
aus einem Guss an. Das PNIS umfasste 
Kompensationszahlungen zusätzlich zu 

den Anreizen für Kokaersatz-Pflanzungen 
und zahlreiche weitere Maßnahmen zur 
Förderung der rund 200.000 vom Koka-
Anbau lebenden Familien. So sah es ei-
nen besseren Zugang zu Landtiteln und 
Krediten sowie Hilfe bei der Vermarktung 
der Ackerfrüchte vor. Darüber hinaus 
strebte das PNIS eine Förderung des ge-
samten ländlichen Raumes an mit Infra-
struktur-Projekten, einer Verbesserung 
der Gesundheitsversorgung und neuen 
Bildungsangeboten. Nicht weniger als 36 
Gesetzes-Vorhaben enthielt das Paket.

M a n g e l h a f t e  U m s e t z u n g
Bei der Umsetzung allerdings haperte es, 
denn die Kosten waren mit mehr als einer 
Milliarde Dollar immens. Zumal Kolum-
bien diese fast allein aufbringen musste. 
Die EU trug rund 200 Millionen Euro bei, 
aber die USA sperrten sich. Hatte das 
Land noch Milliarden in den „narco war“ 
gepumpt, so war ihm der Frieden nichts 
wert. Die Vereinigten Staaten stuften 
die FARC nämlich als Terror-Gruppe ein, 
was jegliche Form von Unterstützung 
ausschloss. Deshalb floss das Geld an 
die Landwirt*innen nur spärlich. Bis zum 
Dezember 2020 hatten erst drei Prozent 
von ihnen Finanzmittel für legales Saatgut 

erhalten. Auch die Reformen kamen nicht 
recht voran. Im August 2020 stand noch 
die Realisierung von 21 Projekten aus. 
Überdies verfügte das PNIS kaum über 
Mitarbeiter*innen. 
Einen Einschnitt markierte dabei der 7. 
August 2018, denn da kam Iván Duque 
an die Macht. Der Rechtskonservative 
lehnte das Friedensabkommen in der 
vorliegenden Form ab und wollte es neu 
verhandeln. Das verhindete allerdings 
das Verfassungsgericht. Also verlegte 
sich Duque auf Obstruktionspolitik und 
fuhr das PNIS-Programm zurück. Statt ur-
sprünglich 188.000 Farmen durften jetzt 
nur noch 99.000 teilnehmen. Etliche der 
Bauern und Bäuerinnen hatten da schon 
ihre Koka-Pflanzen vernichtet und standen 
auf einmal mit leeren Händen da. 
Diese Umstände trugen wesentlich dazu 
bei, den Erfolg in Grenzen zu halten. Nach 
Abschluss des Friedensabkommens wei-
teten sich die Koka-Felder zunächst sogar 
noch einmal von 146.139 auf 171.495 Hek-
tar aus, weil nicht wenige Farmer*innen 
auf diese Weise die Kompensationszah-
lungen zu steigern hofften. Erst ab 2018 
schrumpften die Anbau-Flächen wieder. 
Im Jahr 2019 nahmen sie noch 154.000 
Hektar ein. Aber auch andere Faktoren 


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spielten eine Rolle dabei, die Zahlen auf 
einem hohen Niveau zu halten. So stießen 
andere Gruppen in das Vakuum, das die 
FARC hinterließ wie z. B. mexikanische 
Drogen-Kartelle. Zudem kehrten Tausen-
de FARC-Kämpfer*innen, enttäuscht vom 
Deal mit der Regierung, in den Untergrund 
zurück. Überdies sank der Goldpreis, was 
dem illegalen Abbau so einiges von seiner 
Attraktivität nahm und viele wieder oder 
erstmals zur Koka-Pflanze trieb. Der hohe 
Dollar-Kurs, der den Bauern und Bäue-
rinnen mehr Einnahmen für ihre Ernte 
versprach, tat dann ein Übriges. „Bogotá 
hat es nicht geschafft, die ökonomischen 
Grundlagen zu verändern, die Koka – 
schnell wachsend und für einen loyalen 

internationalen Markt bestimmt – zu einer 
so verlässlichen Frucht macht“, resümier-
te die „International Crisis Group“ (16).  
Die USA verfolgten die Aufs und Abs der 
Koka-Ökonomie genau und sahen Hand-
lungsbedarf. Als Hebel nutzten sie ein 
1974 eingeführtes Instrument, das Han-
delsbegünstigungen und finanzielle Un-
terstützung von einer Zusammenarbeit in 
Sachen „Drogen-Bekämpfung“ abhängig 
machte und das Maß des Wohlverhaltens 
mittels eines Punkte-Systems taxierte. 
Die Trump-Administration drohte Juan 
Manuel Santos mit Abwertung und den 
entsprechenden ökonomischen Konse-
quenzen. Um eine solche „Decertification“ 
zu verhindern, sagte dieser der US-Regie-
rung Anfang 2017 zu, die Koka-Felder um 
50.000 Hektar zu dezimieren und schickte 
Korps aus, um die Plantagen zu zerstören. 
In Tomaco beschwor dies Mitte Oktober 
2017 gewalttätige Auseinandersetzungen 
mit Bauern und Bäuerinnen herauf, bei 
denen nach offiziellen Angaben sieben 
und nach Angaben der Landwirt*innen 
16 Menschen starben. „Kolumbianische 
Sicherheitskräfte ‚massakrieren’ Koka-
Bauern unter Druck von Trump“, titelte 
eine Zeitung (17). Und auch für Ariel Ávila 
von der FOUNDATION FOR PEACE AND 
RECONCILATION waren es die Interven-
tionen aus Washington, die zu „einer 
Radikalisierung der Antidrogen-Politik“ 
führten. „Der kolumbianische Staat setzt 
alles daran, sich zu fügen“, kritisierte er 
und sah das Friedensabkommen gefährdet 
(18). Eindruck machte das jedoch nicht. 
Nach neuerlichen Drohungen der US-Re-
gierung im Juni 2018 sagte Santos zu, die 
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Kokain-Produktion binnen fünf Jahren um 
die Hälfte zu reduzieren. Das Mittel der 
Wahl dazu: Das Ausbringen von Glyphosat 
per Drohne. Das sei weniger gefährlich, 
versicherte Santos, zudem komme eine 
niedrigere Konzentration zur Anwendung. 
„Bodentruppen“, die das Herbizid aus 
Sprühflaschen über die Koka-Pflanzen nie-
dergehen ließen, waren da schon länger 
im Einsatz.
Und dann kam Duque und kündigte eine 
Wiederaufnahme der Glyphosat-Flüge an. 
Der Mahnung Donald Trumps bei einem 
Besuch des kolumbianischen Präsidenten 
im Weißen Haus Anfang März 2020: „Sie 
werden sprühen müssen, sonst bekom-
men Sie das nicht in den Griff“, bedurfte 
es da gar nicht mehr (19). Duque nutzte 
die Zusammenkunft jedoch, um wieder 
mit der schon obligatorischen Hektar-Zahl 
aufzuwarten: 130.000 weniger sollten es 
diesmal bis Jahresende sein. 

M a s s i v e  P r o t e s t e
Die Entscheidung des Politikers für den 
Neustart der „Luftangriffe“ mit dem be-
rüchtigten Pestizid löste massive Kritik 
aus. So appellierten sieben Sonderbericht-
erstatter der UN an Duque, nicht noch ein-
mal zu der unheilvollen Methode zu grei-
fen, mit der „enorme Risiken“ verbunden 
wären. Ende April zogen Landwirt*innen 
vor das Verfassungsgericht in Bogotá. Sie 
störten den Betrieb mit einer Sitzblockade 
und übergaben eine von 20.000 Menschen 
unterzeichnete Anti-Glyphosat-Petition.
Das Menschenrechtsnetzwerk REDHPNA 
und das Kollektiv ORLANDO FALS BORDA 
setzen ebenfalls bei der Justiz an. Sie be-

Ein Anti-Glyphosatplakat aus Kolumbien, das fragt: 
„Und wenn das Gift auf dein Haus fällt?“ und fordert: 
„Kein Glyphosat mehr. Er vergiftet den Boden, das 
Wasser und verursacht Krebs bei Menschen und 
Tieren.“
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absichtigen, das Glyphosat-Comeback auf  
rechtlichem Wege zu stoppen. Daneben 
versuchen Gegner*innen des Vorhabens, 
die Unterstützung der US-amerikanischen 
Regierung zu gewinnen. 150 Expert*innen 
verfassten in der Sache einen Offenen 
Brief an Joe Biden, und kolumbianische 
Politiker*innen wandten sich an den US-
Kongress. „Um die Koka-Plantagen in 
Kolumbien zu zerstören, braucht es mehr 
soziale Investitionen und keine chemische 
Kriegsführung“, konstatierten sie in ihrem 
Schreiben (20). 
Auch bei den aktuell in dem Staat statt-
findenden Protesten, die sich massiver 
Gewalt von Polizei und Militär ausgesetzt 
sehen, verschaffte sich die Ablehnung der 
Flugzeug-Einsätze Gehör. So beteiligten 
sich indigene Gruppen an einem landes-
weiten Streik und forderten die Regierung 
auf, „das Versprühen von Glyphosat aus 
der Luft und die Gesundheitsreform zu 
stoppen und die aus dem Friedensabkom-
men von 2016 erwachsenen Verpflichtun-
gen zu erfüllen“ (21). 

U n d  B AY E R ?
Der Leverkusener Multi wollte sich der Fi-
nancial Times gegenüber nicht zum neuen 
Glyphosat-Programm Kolumbiens äußern, 
da er nicht direkt in die Praxis involviert 
sei. Die COORDINATION GEGEN BAYER-
GEFAHREN (CBG) forderte das Unterneh-
men unmissverständlich auf, das Pestizid 
für solche Einsätze nicht zur Verfügung 
zu stellen. „Der BAYER-Konzern muss 
sich gerade vor Gericht für die chemische 
Kriegsführung seiner nunmehrigen Toch-
ter-Gesellschaft MONSANTO in Vietnam 

verantworten. Er sollte jetzt in Kolumbien 
keine neue Front eröffnen und deshalb 
kein Glyphosat an die Regierung Duque 
liefern“, hieß es in ihrer Presseerklärung. 
Überdies hat die Coordination den Strei-
kenden und Protestierenden in Kolumbien 
ihre Solidarität erklärt.
Auch die Bundesregierung muss nach 
Ansicht der CBG handeln, denn die Sprüh-
Flüge widersprechen dem Ansatz der 
Entwicklungszusammenarbeit mit dem 
Land, wie er unter der Überschrift „Das 
Friedensabkommen mit Leben erfüllen“ 
formuliert ist. Zudem verletzt der Duque-
Plan die Grundsätze der mit Kolumbien ge-
schlossenen „Allianz für Frieden und nach-
haltige Entwicklung“, in dessen Rahmen 
der lateinamerikanische Staat Gelder in 
Höhe von 535 Millionen Euro erhält. Und 
die EU sieht die Coordination ebenfalls in 
der Pflicht, die finanzielle Unterstützung, 
die sie zur Umsetzung des Friedensabkom-
mens leistet, zu überprüfen. Laut Vertrags-
text ist nämlich die freiwillige Substitution 
der Koka-Pflanzen durch andere Gewäch-
se „ein wesentlicher Faktor zur Erreichung 
der Ziele“ (22). Über die wirtschaftlichen 
Beziehungen vermag Brüssel ebenfalls 
Druck auf Duque auszuüben. Darum zählt 
die CBG zu den Mitunterzeichner*innen 
einer Petition, die von der EU-Kommissi-
on verlangt, das Handelsabkommen mit 
dem lateinamerikanischen Land so lange 
auszusetzen, bis „die kolumbianische Re-
gierung nachweislich das Recht auf fried-
lichen Protest garantieren kann“ und alle 
anderen Menschenrechte achtet, denn 
dazu hat diese sich in dem Vertragswerk 
verpflichtet (23). 
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Auf Konfrontationskurs

Das Urteil des zuständigen Richters Vince 
Chhabria über BAYERs Vergleichsvor-
schlag zur Regelung der Ansprüche von 
US-amerikanischen Glyphosat-Geschä-
digten ließ an Klarheit nichts zu wünschen 
übrig. Als „eindeutig unangemessen“ 
bezeichnete er den „settlement plan“. 
Damit erhielt der Leverkusener Multi für 

seine Vorstellungen zur Beilegung der 
Rechtsstreitigkeiten bereits zum zweiten 
Mal eine Abfuhr von Chhabria. Die Nach-
besserungen, die der Konzern vorgenom-
men hatte – eine Erhöhung des Etats für 
zukünftige Klagen auf zwei Milliarden 
Dollar und ein nur noch beratend tätiges, 
nicht aber länger über die Berechtigung 

der Schadensersatz-Forderungen entschei-
dendes Wissenschaftsgremium – reichten 
ihm nicht aus. Vor allem stieß er sich an 
der auf vier Jahre begrenzten Laufzeit des 
Programms für Menschen, die neu am 
Non-Hodgkin-Lymphom (NHL), eine Art 
von Lymphdrüsen-Krebs, erkranken. Ange-
sichts der Fülle von Jahren, die zwischen 

Sechs Jahre währt die Causa „Glyphosat“ jetzt schon, und ein Ende ist nicht abzusehen. Ende Mai 2021 ließ BAYER 
die Vergleichsverhandlungen mit den Anwält*innen der Geschädigten platzen. Der Konzern sah keine Chance mehr, 
den richterlichen Segen für sein Ansinnen zu bekommen, das Herbizid unbegrenzt weiter zu vermarkten, aber für 
weitere Gesundheitsschäden nur noch begrenzt zu haften.

Von Jan Pehrke

Ein unbestechlicher Richter: Vince Chhabria
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einer Glyphosat-Exposition und dem 
NHL-Ausbruch liegen kann, sei das nicht 
genug, so der Jurist. Bei der Anhörung 
versetzte er sich in die Lage eines solchen 
Betroffenen, der erst lange nach dem Ge-
brauch des von der jetzigen BAYER-Toch-
ter MONSANTO hergestellten Herbizids 
Symptome herausbildet, und erklärte: „Es 
gibt keinen Grund für mich anzunehmen, 
dass dieser Vergleich für mich dann eine 
Entschädigung bereithielte.“ 
Zudem fiel es Chabria schwer zu beur-
teilen, ob der Fonds die Kranken mit den 
zwei Milliarden fair entschädigen würde, 
da der Agro-Riese keine Angaben über 
die Höhe der Zahlungen bei den bisher 
getroffenen außergerichtlichen Einigun-
gen machte und überdies die Zahl der An-
spruchsberechtigten nicht abzuschätzen 
sei. Darüber hinaus stieß er sich daran, 
dass der Vergleich zwar eine Ausstiegs-
klausel hat und den Rechtsweg für die Ge-
schädigten offenhält, ihnen aber gleich-
wohl den Zugang zu Verfahren verbaut, an 
deren Ende die für das Unternehmen be-
sonders kostspieligen „punitive damages“ 
lauern. Dies würde die Verhandlungsposi-
tion der Kläger*innen bei den Gesprächen 
über mögliche Vergleiche schwächen, 
befand der Richter. Überdies verstand er 
nicht, warum der Konzern sich so dage-
gen sperrt, auf den Glyphosat-Packungen 
eindeutiger vor den Risiken und Neben-
wirkungen des Mittels zu warnen, wie 
es z. B. die Tabak-Firmen tun, um sich vor 
kostspieligen Prozessen zu wappnen. Und 
auch mit der nunmehr zurechtgestutzen 
Rolle des „science panels“ zeigte er sich 
noch nicht zufrieden. Er wusste nämlich 
nur allzu genau, was die BAYER-Tochter 
mit dieser Einrichtung im Schilde führt. 
„Der Grund dafür, warum MONSANTO 
so dringend ein science panel will, ist, 
dass das Unternehmen die ‚Schlacht der 
Experten’ in drei Verfahren verloren hat“, 
so Chhabria.
„Kurz gefasst, würde dieser von den 
Anwält*innen vorgeschlagene Vergleich 
MONSANTO viel nutzen“, resümierte 
er, während der Vorschlag für zukünftige 
Geschädigte des von BAYER unter dem 
Namen ROUNDUP vermarkteten Pesti-
zids nicht viel Gutes bereithielte: „Für die 
ROUNDUP-Anwender, bei denen kein NHL 
diagnostiziert wurde, würde es weit weni-
ger bringen – und nicht annähernd so viel, 
wie die Anwälte, die diesen Deal voran-
treiben, behaupten.“
Hatte sich BAYER unmittelbar nach der 
Anhörung am 19. Mai 2021 noch opti-
mistisch gezeigt, „die vom Gericht auf-

geworfenen Punkte gemeinsam mit den 
Kläger-Anwälten lösen zu können“, so 
änderte sich das nun. Zu grundsätzlich er-
schienen dem Konzern Chhabrias Einwän-
de in schriftlich vorliegender Form. „Leider 
lässt sein jüngster Beschluss keinen ande-
ren Schluss zu, als dass das Gericht den 
Lösungsmechanismus nicht ohne weitere 
erhebliche Änderungen genehmigen wird. 
Diese Änderungen sind nicht im Interesse 
von BAYER“, konstatierte der Vorstands-
vorsitzende Werner Baumann in einer 
Telefon-Konferenz für Investoren und 
Medien. Also erklärte der Agro-Riese die 
Vergleichsverhandlungen für beendet und 
legte gleich einen eigenen 5-Punkte-Plan 
zur Beilegung der Rechtsstreitigkeiten vor. 
„Jetzt ist es unter unserer Kontrolle“, be-
kundete Baumann.

D e r  B AY E R - P l a n
Das Programm sieht vor, auf den Packun-
gen des Herbizids statt eines Warn-Labels 
einen Hinweis auf wissenschaftliche Stu-
dien zu Glyphosat anzubringen. Überdies 
stellt es die Zukunft des Mittels auf dem 
Privatkund*innen-Markt zur Disposition, 
da aus diesem Kreis über 90 Prozent der 
Kläger*innen stammten und die Verluste 
von rund 300 Millionen Euro bei einem 
Gesamtumsatz mit dem Herbizid von rund 
2,5 Milliarden Euro zu verschmerzen sind. 
Die 30.000 von rund 125.000 Klagen, die 
bisher noch nicht Teil einer Vergleichslö-
sung sind, will der Konzern nach wie vor 
„gütlich beilegen“. Gleichwohl kündigte 
er eine härtere Gangart bei den Verhand-
lungen mit den Anwält*innen an: „Aller-

dings behält sich das Unternehmen vor, 
regelmäßig zu prüfen, ob dieser Ansatz 
noch im besten Interesse des Unterneh-
mens ist.“ Zum Umgang mit den zukünf-
tigen Klagen – dem eigentlich Knackpunkt 
– äußerte BAYER sich nur vage. „Das 
Unternehmen wird andere Lösungen für 
potenzielle künftige Klagen zu ROUND UP 
prüfen“, heißt es.
Bei denjenigen Klagen, die schon zu Ge-
richt gingen und in Prozesse mündeten, 
beabsichtigt der Global Player hart zu 
bleiben. „Die Berufungsverfahren in den 
beiden Fällen Hardeman und Pilliod wer-
den weiter betrieben“, hält er fest. Der 
Konzern hofft nämlich darauf, auf diesem 
Wege ein Grundsatz-Urteil des U.S. Sup-
reme Courts zu seinen Gunsten erwirken 
zu können, das neue Glyphosat-Geschä-
digte davon abhält, den Rechtsweg zu 
bestreiten. 
Dabei setzt der Leverkusener Multi vor 
allem auf die US-amerikanische Um-
weltbehörde EPA. Von Trump auf Linie 
gebracht, hält diese das Herbizid nämlich 
im Gegensatz zur Weltgesundheitsorga-
nisation WHO nicht für „wahrscheinlich 
krebserregend“ und schritt ein, als der 
Staat Kalifornien die Produzenten zu ent-
sprechenden Warn-Hinweisen verdonnern 
wollte. Die EPA diente sich bei der Causa 
„Hardeman“ sogar als Entlastungszeuge 
für BAYER an. Gemeinsam mit dem Jus-
tizministerium nutzte sie das in den USA 
bestehende „Amicus Curiae“-Recht, das 
es Unbeteiligten gestattet, Stellungnah-
men zu laufenden Rechtsstreitigkeiten 
abzugeben und plädierte auf Freispruch. 

Die Online-Anhörung zum Fall „Glyphosat“ am 19.05.21
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„Der Kläger ist im Unrecht“, erklärten die 
staatlichen Stellen ummissverständlich. 
Wenn die Umweltbehörde der USA nichts 
an Glyphosat findet, dann darf es die Jus-
tiz des Landes auch nicht – dieser Argu-
mentation will die Aktien-Gesellschaft 
endlich Geltung verschaffen. Sie steht 
nämlich nach wie vor in Treue fest zu 
ihrem Produkt. Es blicke auf eine lange, 
40-jährige Geschichte der Bewertung 
durch Zulassungsbehörden zurück, die in 
den Gerichtssälen bislang keine Rolle ge-
spielt habe, aber überall sonst in der Welt 
sehr präsent sei, so BAYERs oberster Pro-
zess-Beauftragter Bill Dodero in der Inves-
toren-Konferenz. „[D]ass ein Hersteller, 
der sich an die Wissenschaft hält und alle 
Vorschriften befolgt hat, haftbar gemacht 
wird“, findet er schlichtweg skandalös. 
Zur Abwendung dieses Schicksals bedient 
das Unternehmen sich aller möglichen 
juristischen Winkelzüge. So gab es ein 
eigentliches schon gewonnenes Glypho-
sat-Verfahren im Nachhinein verloren 
und zahlte dem Prozess-Gegner 100.000 
Dollar, um Berufung einzulegen und die 
juristische Auseinandersetzung so weiter 
durch die Instanzen bis hin zum Supreme 
Court treiben zu können. „Was den Obers-
ten Gerichtshof betrifft, so ist er sicherlich 

ein wichtiger Teil des Plans“, spricht Do-
dero Klartext. 
Mit diesem Vorstoß hat der Leverkuse-
ner Multi der unendlichen Glyphosat-Ge-
schichte nun ein neues Kapitel zugefügt, 
von dem er denkt, dass es das letzte sei: 
„BAYER ist überzeugt dass dieser neue 
Fünf-Punkte-Plan aus rechtlichen und 
kommerziellen Maßnahmen ein guter 
Weg ist, um die Risiken durch mögliche 
künftige Rechtsstreitigkeiten zu ROUND-
UP zu minimieren.“

V i e l  K r i t i k
Diese Einschätzung teilten die Kommenta
tor*innen allerdings nicht. „Einen Aus-
druck von Hilflosigkeit“ nannte die Rhei-
nische Post den Fünf-Punkte-Plan. Für 
den Kölner Stadtanzeiger hielt er „mehr 
Fragen als Antworten“ bereit, während 
die Süddeutsche Zeitung ihn als einen 
„Affront gegen den Richter, aber auch 
gegen das gesamte US-Rechtssystem“ 
bezeichnete. Mit Verweis auf den nach 
der Vorstellung des neuen Ansatzes um 
zeitweilig 5,4 Prozent eingebrochenen 
Aktien-Kurs konstatierte das Münchner 
Blatt: „Was die Investoren davon halten, 
zeigten sie Baumann deutlich: nichts“. 
Der FAZ zufolge ist BAYER nun „zurück 

auf Los“ und „weit entfernt davon, einen 
Schlussstrich unter den seit Jahren an-
dauernden Rechtsstreit in Amerika zu zie-
hen“. Die Börsen-Zeitung diagnostizierte 
derweil einen „Kontrollverlust“ und sah 
eine zweite Klagewelle auf den Konzern 
zukommen. Auch beschworen nicht weni-
ge Beobachter*innen die Gefahr der Auf-
spaltung herauf, da Hedge Fonds den ver-
minderten Börsen-Wert als Chance nutzen 
könnten, um zuzuschlagen. 
Viele Publikationen stellten deshalb die 
Position Werner Baumanns als Vorstands-
vorsitzender in Frage. Business Insider 
präsentierte mit Heiko Schipper, der beim 
Unternehmen momentan der „Consumer 
Health“-Sparte vorsteht, sogar schon ei-
nen Nachfolger. Die COORDINATION GE-
GEN BAYER-GEFAHREN fordert ebenfalls 
Baumanns Rücktritt. Ihre Vorschläge zur 
Lösung der gegenwärtigen Probleme des 
Konzerns gehen jedoch weit über die-
se Personalie hinaus. „Glyphosat muss 
endlich vom Markt. Die Opfer müssen 
schnellstens entschädigt werden! Die Ver-
antwortlichen müssen endlich vor Gericht 
gestellt und zur Verantwortung gezogen 
werden ( ...) Der Konzern muss endlich un-
ter demokratische Kontrolle gestellt wer-
den“, hieß es in ihrer Presseerklärung. 
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Zeit ist Geld ist Zeit
Lebenszeit bringt keinen Gewinn, wertvoll ist rentable Arbeit

STEPHAN KAUFMANN

W ie bemisst sich in der herr-schenden Wirtschaftsord-nung der Erfolg eines Un-ternehmens? Die Antwort scheint klar: im Gewinn, also in Geld. Doch sagt eine Summe allein noch nichts aus. Ob 100.000 Euro Gewinn kapitalistisch gesehen viel oder wenig sind, das erweist sich erst, wenn man sie in ein doppeltes Verhältnis setzt: Erstens ins Verhält-nis zur investierten Summe – 100.000 Euro auf eine Investition von einer Million entsprechen einer Rendite von 10 Prozent, auf eine Inves-tition von einer Milliarde ist es allerdings nur ein Prozent. Zweitens spielt der Zeitraum eine entscheidende Rolle: 10 Prozent in 100 Jahren sind nichts, 10 Prozent an einem Tag sind alles.Im Kapitalismus geht es um die Vermehrung von Geldbeträgen, und zwar um eine möglichst starke. Um die Vermehrungsraten zu messen, braucht es also einen Stichtag, eine feste Peri-ode. Weltweit hat sich die Norm der 365 Tage durchgesetzt, wobei in den meisten Ländern das Kalenderjahr als Geschäftsjahr gilt. An-dernorts liegt der Bilanzstichtag im Frühling, am 31. März, oder im Sommer, am 30. Juni. Die Periode aber ist fix. Das ist gesetzlich vorge-schrieben. Ein einmal gewähltes Geschäftsjahr muss wegen des Grundsatzes der Bilanzkonti-nuität beibehalten werden.Unter diesem Maßstab, in Geldeinheit pro Zeiteinheit berechnet, ist die Produktion welt-weit mess- und daher vergleichbar gemacht worden. Weizenanbau, Haare schneiden, die Herstellung von Computern, Spielzeug und Autos – alles gilt als Gleiches, unterschieden nur durch die Quantität: ein, zehn, 100 Prozent per annum Wachstum. Und das soll möglichst hoch ausfallen. Das Ziel des Maximalprofits entspricht daher dem Ziel der permanenten Beschleunigung: Profit maximieren heißt, die Zeit seiner Erzielung zu minimieren. Da diese Bewegung endlos ist, ist der Ertrag im-mer zu gering und die Zeit immer zu knapp. Obwohl jede Woche sieben Tage und jeder Tag 

24 Stunden hat, herrscht permanenter Mangel an Zeit.
Kapitalistisch wirtschaftende Unternehmen zielen darauf, die Zeit ihrem Betriebszweck zu unterwerfen, indem sie immer mehr Umsatz in sie hineinstopfen. Dafür kaufen sie sich die Verfügung über Teile der Lebenszeit der Menschen und machen diese ihrem Ziel dienlich, indem sie sie verbrauchen. »Die Zeit«, so Karl Marx, »während deren der Arbeiter arbeitet, ist die Zeit, während deren der Kapitalist die von ihm gekaufte Arbeitskraft konsumiert.«. Nicht nur ist Zeit Geld. Geld isst auch Zeit.»Zeitatome sind die Elemente des Gewinns«, vermerkt ein Bericht britischer Fabrikinspektoren bereits 1860. Das bedeutet: Für den Profit soll möglichst immer produziert und gearbeitet werden. Jede Pause, jeder Sonn- oder Feiertag, jeder Feierabend und jeder Lock-down bedeutet für den Betrieb Verluste. Nicht unbedingt, weil laufend Kosten anfallen, Löhne und Miete gezahlt werden müssen. Sondern weil jede Minute, in der nicht gearbeitet wird, verschenkte Gewinne sind, verpasste Möglichkeiten, verschwendete Zeit. Danach muss sich auch die Politik richten: In ihrem Standort-Ranking vergleicht die Weltbank die Länder unter anderem danach, wie schnell man dort eine Betriebserlaubnis oder ein Gerichtsurteil erlangt, ein Strom- oder Telefonanschluss gelegt wird. Ihr »Ease of doing business«-Index misst weniger die Leichtigkeit als die Schnelligkeit staatlichen Handelns.Während für Unternehmen die Lebenszeit, die keinen Gewinn bringt, nichts wert ist und mit Arbeitslosigkeit bestraft wird, können sie von rentabler Arbeit nicht genug bekommen. Sie streben daher danach, dass möglichst viele Menschen für sie arbeiten, damit in jeder Stunde des Jahres möglichst viel Lebenszeit in die Profitproduktion fließt. Arbeitslose gelten der Volkswirtschaftslehre als unausgeschöpftes Produktionspotenzial, also als vergebene Möglichkeit. Das Gleiche gilt für jene, die bloß in Teilzeit tätig sind. Mit der Auflösung aller individuellen Unterschiede in »Vollzeitler« und »Halbzeitler«, das bemerkte bereits Marx, ist 
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24 Stunden hat, herrscht permanenter Man-gel an Zeit.
Kapitalistisch wirtschaftende Unternehmen zielen darauf, die Zeit ihrem Betriebszweck zu unterwerfen, indem sie immer mehr Umsatz in sie hineinstopfen. Dafür kaufen sie sich die Verfügung über Teile der Lebenszeit der Men-schen und machen diese ihrem Ziel dienlich, indem sie sie verbrauchen. »Die Zeit«, so Karl Marx, »während deren der Arbeiter arbeitet, ist die Zeit, während deren der Kapitalist die von ihm gekaufte Arbeitskraft konsumiert.«. Nicht nur ist Zeit Geld. Geld isst auch Zeit.»Zeitatome sind die Elemente des Gewinns«, vermerkt ein Bericht britischer Fabrikinspek-toren bereits 1860. Das bedeutet: Für den Pro-fit soll möglichst immer produziert und gear-beitet werden. Jede Pause, jeder Sonn- oder Feiertag, jeder Feierabend und jeder Lock-down bedeutet für den Betrieb Verluste. Nicht unbedingt, weil laufend Kosten anfallen, Löhne und Miete gezahlt werden müssen. Sondern weil jede Minute, in der nicht gearbeitet wird, verschenkte Gewinne sind, verpasste Möglichkeiten, verschwendete Zeit. Danach muss sich auch die Politik richten: In ihrem Standort-Ranking vergleicht die Weltbank die Länder unter anderem danach, wie schnell man dort eine Betriebserlaubnis oder ein Gerichtsurteil erlangt, ein Strom- oder Telefonanschluss gelegt wird. Ihr »Ease of doing business«-Index misst weniger die Leichtigkeit als die Schnelligkeit staatlichen Handelns.Während für Unternehmen die Lebenszeit, die keinen Gewinn bringt, nichts wert ist und mit Arbeitslosigkeit bestraft wird, können sie von rentabler Arbeit nicht genug bekommen. Sie streben daher danach, dass möglichst viele Menschen für sie arbeiten, damit in jeder Stunde des Jahres möglichst viel Lebenszeit in die Profitproduktion fließt. Arbeitslose gelten der Volkswirtschaftslehre als unausgeschöpftes Produktionspotenzial, also als vergebene Möglichkeit. Das Gleiche gilt für jene, die bloß in Teilzeit tätig sind. Mit der Auflösung aller individuellen Unterschiede in »Vollzeitler« und »Halbzeitler«, das bemerkte bereits Marx, ist 

»der Arbeiter nichts mehr als personifizierte Arbeitszeit«.
Und schließlich muss die Arbeitszeit nicht nur quantitativ ausgeweitet, sondern auch intensiver genutzt werden. Die bekannten Folgen für die abhängig Beschäftigten sind zunehmender Stress, Erschöpfung, Burn-out und Krankheit. »Move fast and break things«, erklärte Facebook-Gründer Mark Zuckerberg seine Strategie, die nicht nur Dinge bricht.
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Macht und Gewohnheit
Mit besseren Begriffen allein wird Rassismus nicht überwunden, nötig sind sie dennoch

SIGRUN MATTHIESEN

D er Begriff »Rasse« soll ersetzt 

und also Artikel 3 des Grundge
setzes – »Niemand darf wegen 

… diskriminiert werden« – neu 

formuliert werden. So lautet 

eine von insgesamt 89 Empfeh

lungen zur Bekämpfung von Rassismus, Ende 

2020 veröffentlicht von  der Bundesregierung. 

Bis dahin hatte sich der Begriff ziemlich unwi

dersprochen halten können, dort und an vielen 

anderen ideologisch eigentlich unverdächti

gen Orten. Das ist ebenso skandalös wie symp

tomatisch. Denn seit Jahren und Jahrzehnten 

ist erforscht und zur Genüge erklärt: Rassen 

gibt es nur dort, wo der Mensch züchtet. Also 

bei Haus- und Nutztieren, bei Pflanzen, wo sie 

aber Sorten heißen, jedoch nicht bei Menschen. 

Jedenfalls noch nicht. Wohl aber gibt es die seit 

gut 250 Jahren anscheinend nie versiegenden 

weißen Interessen, Menschenrassen zu kons

truieren und nach willkürlich ausgewählten, 

leicht erkennbaren und schwer veränderbaren 

körperlichen Merkmalen in eine Hierarchie zu 

bringen. Auf dass man diejenigen, die man be

stimmten Rassen zuordnete, dann ohne wei

tere Begründungen je nach Bedarf vertreiben, 

verkaufen, töten oder einfach nur im Alltag 

und ökonomisch benachteiligen kann. Rassen 

wurden erfunden, damit die Sklavenhändler 

und -halter nachts gut schlafen konnten, so 

Alice Hasters in ihrem Buch »Was weiße Men

schen nicht über Rassismus hören wollen aber 

wissen sollten«.Aufgeklärte Menschen und überhaupt fast 

alle, die sich nicht einer rechten Ideologie zu

ordnen, wissen und akzeptieren das natürlich 

schon länger und vermeiden dieses R-Wort. 

Bloß um dann vielleicht von »fremden Kul-

turen«, »Ethnien«, »Ausländern« zu sprechen 

oder zu schreiben. Was, je nach Situation, Kon-

text und sprechender Person, auch mal ange-

messene Begriffe sein können. Meistens aller-

dings sind sie es nicht. Weil nämlich erstens 

die jeweilige Gruppenzugehörigkeit für das, 

worüber geschrieben oder gesprochen wird, 

gar nicht relevant ist, durch die permanente 

von Medium und Anlass ab. Immer aber ist auf 

einmal überdeutlich, was sonst so gerne ge

leugnet oder kleingeredet wird: Dass es ein 

Privileg ist, zu den Benennenden zu gehören, 

und dass Begriffe Macht bedeuten. Oder, wie 

OXIBLOG.DE

21 
1

Monatszeitung
3,50 €

Macht und Gewohnheit
Mit besseren Begriffen allein wird Rassismus nicht überwunden, nötig sind sie dennoch

er Begriff »Rasse« soll ersetzt 

und also Artikel 3 des Grundge-

setzes – »Niemand darf wegen 

… diskriminiert werden« – neu 

formuliert werden. So lautet 

eine von insgesamt 89 Empfeh-

lungen zur Bekämpfung von Rassismus, Ende 

2020 veröffentlicht von  der Bundesregierung. 

Bis dahin hatte sich der Begriff ziemlich unwi-

dersprochen halten können, dort und an vielen 

anderen ideologisch eigentlich unverdächti-

gen Orten. Das ist ebenso skandalös wie symp-

tomatisch. Denn seit Jahren und Jahrzehnten 

ist erforscht und zur Genüge erklärt: Rassen 

gibt es nur dort, wo der Mensch züchtet. Also 

bei Haus- und Nutztieren, bei Pflanzen, wo sie 

aber Sorten heißen, jedoch nicht bei Menschen. 

Jedenfalls noch nicht. Wohl aber gibt es die seit 

gut 250 Jahren anscheinend nie versiegenden 

weißen Interessen, Menschenrassen zu kons-

truieren und nach willkürlich ausgewählten, 

leicht erkennbaren und schwer veränderbaren 

körperlichen Merkmalen in eine Hierarchie zu 

bringen. Auf dass man diejenigen, die man be-

stimmten Rassen zuordnete, dann ohne wei-

tere Begründungen je nach Bedarf vertreiben, 

verkaufen, töten oder einfach nur im Alltag 

und ökonomisch benachteiligen kann. Rassen 

wurden erfunden, damit die Sklavenhändler 

und -halter nachts gut schlafen konnten, so 

Alice Hasters in ihrem Buch »Was weiße Men-

schen nicht über Rassismus hören wollen aber 

Aufgeklärte Menschen und überhaupt fast 

alle, die sich nicht einer rechten Ideologie zu-

ordnen, wissen und akzeptieren das natürlich 

schon länger und vermeiden dieses R-Wort. 

Eingruppierung aber ein Zusammenhang her

gestellt wird, der mit jeder Wiederholung un

hinterfragbarer daherkommt. Wenn der Fuß

baller Leon Bailey zwei Tore schießt, ist es 

unwichtig, wo er geboren wurde. Wenn ein 

SUV-Fahrer zu schnell über den Ku’damm rast, 

verstößt er gegen die Verkehrsordnung, egal 

welche Kultur er für die seine erachtet. Oder 

welche ihm zugeschrieben wird.

Was, zweitens, darauf verweist, dass all diese 

Eingruppierungen eben kein harmloses »Wir 

und die anderen«-Spiel sind, wo sich Rücken

schwimmer, Radfahrerinnen, Brillenträger, 

Schwäbinnen und Ostfriesen witztaugliche 

Kabbeleien im herrschaftsfreien Raum lie

fern. Vielmehr gibt es, wie Kübra Gümüşay in 

ihrem Buch »Sprache und Sein« schreibt, die 

Benennenden und die Benannten. Während 

sich die Ersten unhinterfragt als Norm set

zen, müssen die Zweiten sich permanent er

klären. Egal ob sie sich der ihnen zugedachten 

Gruppe zugehörig fühlen, egal ob sie zu dem 

jeweils verhandelten Thema Expertise besit

zen, und ganz und gar egal, ob sie das Verhan

delte überhaupt selbst als ein Thema ansehen. 

Wie ungleich die Definitionsmacht verteilt ist, 

zeigt sich immer besonders deutlich, wenn eine 

oder gar mehrere Personen beschließen, aus 

»Team Benannte« mal in »Team Benennende« 

zu wechseln, um eigene Begriffe zu prägen. 

Also Schwarz vielleicht groß zu schreiben, weiß 

kursiv, Sternchen und Abkürzungen zu benut

zen, Person of Color (PoC) und »race« als Be

zeichnungen, die aus der Tradition antirassis

tischer Befreiungsbewegungen stammen, auch 

im Deutschen zu verwenden.
Dann nämlich folgt in kürzester Zeit ein viel

stimmiger Chor, der sich diese Anmaßung ver

bittet. Ob nun Nazi-artig rausgepöbelt und mit 

wenig verbrämter Gewaltandrohung verbun

den oder passiv-aggressiv in die nur schein

bar freundliche Frage verpackt, was man denn, 

bitte sehr, überhaupt noch sagen dürfe, hängt 

von Medium und Anlass ab. Immer aber ist auf 

einmal überdeutlich, was sonst so gerne ge

leugnet oder kleingeredet wird: Dass es ein 

Privileg ist, zu den Benennenden zu gehören, 

und dass Begriffe Macht bedeuten. Oder, wie 
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sich selber, »indem er den freien Bürger ein

schnürt, ihm Autonomie und Selbstverantwor

tung nimmt«.Wem der Sozialstaat an sich kein Gräuel ist 

und der Staat kein Gegner, den es einzuhegen 

und kleinzuhalten gilt, wird mit einer hohen 

Staatsquote nicht hadern. Sie ist zuerst ein

mal eine wirtschaftliche Kennzahl, die das 

Verhältnis der Staatsausgaben zum Bruttoin

landsprodukt (BIP) beschreibt. Welchen Anteil 

hat der Staat an der Wirtschaftsleistung? Die 

Staatsquote betrug 2019 in Deutschland 45,3 

Prozent. 2009 lag sie bei 48,2 Prozent, was je

nen (und das sind viele), die eine hohe Staats

quote quasi mit Planwirtschaft und Sozialis

mus gleichsetzen, gar nicht gefiel und auch 

heute nicht gefallen würde. Im Pandemiejahr 

2020 stieg die Staatsquote in Deutschland 

auf 54 Prozent. Der Staat machte Milliarden 

klar, um die Wirtschaft am Laufen zu halten.

Bereits im August 2020 hatten nach der Luft

hansa 14 weitere Unternehmen die Bundes

regierung um eine Rekapitalisierung gebe

ten, insgesamt 60 Unternehmen zeigten sich 

an finanziellen Staatshilfen interessiert. Zu 

der Zeit umfasste der Wirtschaftsstabilisie

rungsfonds 600 Milliarden Euro. Die Debatte 

um Staatseingriffe in die sogenannte freie 

Wirtschaft nahm zeitgleich Fahrt auf.

Die schlichte Annahme der Gegner einer ho

hen Staatsquote lautet: Steigt die Staatsquote, 

sinken die Möglichkeiten zur freien Entfal

tung der Marktkräfte. Und nur die garantie

ren Wachstum (das Mantra überhaupt) und den 

daraus entstehenden Wohlstand. Als magische 

Grenze für die Staatsquote gelten 50 Prozent, 

wider alle Vernunft.

Ebenso schlicht allerdings klingt die An

sage, dass nur ein starker Staat soziale Un

gleichheit bekämpfen könne, wie oft von links 
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Von Staats wegen
In der Not erwünscht, aber nur, wenn der spätere Rückzug garantiert wird

KATHRIN GERLOFN icht der böse, sondern der 

gute Staat ist das Problem«, 

schrieb »Zeit«-Mitheraus-

geber Josef Joffe Anfang Ja-

nuar in der NZZ. Er wachse 

und wuchere und beschädige 

sich selber, »indem er den freien Bürger ein-

schnürt, ihm Autonomie und Selbstverantwor-

tung nimmt«.Wem der Sozialstaat an sich kein Gräuel ist 

und der Staat kein Gegner, den es einzuhegen 

und kleinzuhalten gilt, wird mit einer hohen 

Staatsquote nicht hadern. Sie ist zuerst ein-

mal eine wirtschaftliche Kennzahl, die das 

Verhältnis der Staatsausgaben zum Bruttoin-

landsprodukt (BIP) beschreibt. Welchen Anteil 

hat der Staat an der Wirtschaftsleistung? Die 

Staatsquote betrug 2019 in Deutschland 45,3 

Prozent. 2009 lag sie bei 48,2 Prozent, was je-

nen (und das sind viele), die eine hohe Staats-

quote quasi mit Planwirtschaft und Sozialis-

mus gleichsetzen, gar nicht gefiel und auch 

heute nicht gefallen würde. Im Pandemiejahr 

2020 stieg die Staatsquote in Deutschland 

auf 54 Prozent. Der Staat machte Milliarden 

klar, um die Wirtschaft am Laufen zu halten.

Bereits im August 2020 hatten nach der Luft-

hansa 14 weitere Unternehmen die Bundes-

regierung um eine Rekapitalisierung gebe-

ten, insgesamt 60 Unternehmen zeigten sich 

an finanziellen Staatshilfen interessiert. Zu 

der Zeit umfasste der Wirtschaftsstabilisie-

rungsfonds 600 Milliarden Euro. Die Debatte 

um Staatseingriffe in die sogenannte freie 

Wirtschaft nahm zeitgleich Fahrt auf.

Die schlichte Annahme der Gegner einer ho-

hen Staatsquote lautet: Steigt die Staatsquote, 

sinken die Möglichkeiten zur freien Entfal-

tung der Marktkräfte. Und nur die garantie-

ren Wachstum (das Mantra überhaupt) und den 

daraus entstehenden Wohlstand. Als magische 

Grenze für die Staatsquote gelten 50 Prozent, 

Ebenso schlicht allerdings klingt die An-

sage, dass nur ein starker Staat soziale Un-

gleichheit bekämpfen könne, wie oft von links 

eingeworfen wird. Schlicht weil ein starker 

Staat sowohl ein autokratisch-korrupter Hor

ror sein kann als auch ein Garant für sozialen 

Ausgleich im Rahmen der Möglichkeiten, die 

ein profitorientiertes Wirtschaftssystem bie

tet. Aber eben auch nicht darüber hinaus. 

Mit den zur Bekämpfung der Pandemie be

schlossenen staatlichen Maßnahmen sind 

die alten Debatten aufgeflammt. Der Levia

than (Thomas Hobbes beschrieb mit dem Be

griff die Gewalt eines staatlichen Gemein

wesens) wird als Teufel an die Wand gemalt 

oder der Staat als sorgender Retter herbei

beschworen. Sehen die einen im 20-Punkte-

Plan eines Wirtschaftsministers Altmaier, 

der damit im September 2020 die Erderwär

mung zur Chefsache erklärte und eine fast zu 

spät gewonnene Erkenntnis formulierte, ihre 

These bestätigt, dass der Staat der teuerste al

ler Nicht-Problemlöser ist, finden die anderen, 

dass nun alles für einen starken Staat spricht. 

2012 hatte Peter Altmaier, damals Bundesum

weltminister, ein 10-Punkte-Programm vor

gelegt, das den Titel »Mit neuer Energie« be

kam und auf Konsensfindung im Hinblick auf 

die Energiewende zielte. Damals nannte er 

es ein »identitätsstiftendes Gemeinschafts

werk«. So große Worte sind bei den 20 Punkten 

im Herbst nicht gefallen, aber es gibt keinen 

Grund, sie in Bausch und Bogen kleinzureden, 

denn im Hinblick auf Klimaziele enthalten sie 

Schritte, die zwar zu klein sind, aber weitaus 

besser als gar nichts. Besser jedenfalls, als zu 

behaupten, was jetzt von Staats wegen zur Ret

tung und Abfederung passiere, sei geradezu 

die Vorstufe des Sozialismus. Und besser, als 

zu lügen, der Kapitalismus und die freie Ent

faltung all seiner gewinnorientierten Kräfte 

seien gut geeignet, auch das Problem mit dem 

Klimawandel zu bewältigen, das mit der Pan

demie sowieso. 
Staatliche Rettungsprogramme, wie die für 

die Lufthansa, Bürgschaften für Unternehmen, 

Kurzarbeitergeld und Corona-Hilfen, veran

lassten Wirtschaftsliberale und -zeitungen wie 

das »Handelsblatt« zu behaupten, jetzt werde 

»der Marsch in die Staatswirtschaft« vorberei

tet«. Denn nun sollen, barmen sie, sogar große 
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KATHRIN GERLOF
Hamburgs Grüne verbieten Einfamilien-

häuser. Wir haben es gelesen. Einige 

Medien standen kopf (wahrscheinlich 

schon vorher). Außerdem ist da die 

Pflicht, möglichst reißerisch zu klingen, 

sonst interessiert sich keiner für das, 

was man schreibt. Die Verbotspartei war 

sie ja schon immer, lesen wir. Das Ding 

mit dem Veggie-Day. Das wichtigste 

Nachrichtenmagazin der Republik 

verstieg sich in einer Kolumne zu der 

Erkenntnis, dass dies nun einem spä-

ten Triumph der DDR-Wohnungsbaupo-

litik gleichkäme. Raus aus dem Haus 

und rein in die Platte. Der Dramatiker 

Heiner Müller, der Ärmste, wurde 

mit seiner berühmten »Fickzelle« mit 

Wohnklo oder Fernheizung oder bei-

dem bemüht. Wegen Bodenfrost konnte 

er sich nicht mal im Grabe drehen. Die 

von den Grünen geforderte Bauwende, 

die einbezieht, dass neu zu bauende 

Einfamilienhäuser einen sehr hohen 

Verbrauch an Rohstoffen erfordern und 

zugleich einer Zersiedelung das Wort 

reden, die angesichts des raren Gutes 

Boden zumindest mal auf Tauglichkeit 

befragt werden könnte, hatte einen 

vermeintlich kollektiven Aufschrei zur 

Folge. Der Kolumnist des Nachrichten-

magazins fragte, wie eine Partei, die bei 

Tieren auf Freilandhaltung setzt, 

überhaupt auf die Idee kommen könne, 

genau das den Menschen zu verwehren.

Das Einfamilienhaus mit geschotter-

tem Vorgarten, auf dem mensch endlich 

frei sein kann. Verboten. 

Dabei wäre es doch viel besser, es 

gäbe die Möglichkeit, mediale Kurz-

schlüsse zu verbieten. Diese extreme 

Form der Vereinfachung, die einer 

vorsätzlichen Verdummung gleich-

kommt, unter Strafe zu stellen. 

Wenigstens ein Murx, mit dem wir uns 

dann nicht mehr quälen müssten.

MURX
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Scham, Stolz, Profit

Der Kapitalismus suggeriert, Erfolg sei eine Frage des Charakters und des Willens

STEPHAN KAUFMANND er Kapitalismus ist ein System, 

in dem Unternehmen die meis-

ten Dinge des Lebens produzie-

ren, um ihr Kapital zu verwerten, 

in dem also Arbeit, Güter und 

Umwelt Mittel sind, die Eigen-

tümer der Unternehmen reicher zu machen. 

Das klingt so hart und kritisch, aber irgendwie 

weiß es jede:r – zumindest insofern er oder sie 

jeden Tag auf Güter- und Arbeitsmärkten mit 

dieser Sachlage praktisch umgeht.

Neben dieser Praxis existieren in der Theo-

rie Parallelwelten, in denen Lohn, Profit und 

Zins zu bloßen Mitteln für eigentlich herr-

schende Zwecke veredelt werden. Zum Bei-

spiel die Welt der Volkswirtschaftslehre, die 

in der globalen Konkurrenz um Profit lediglich 

eine Teilung der Arbeit sieht, mit dem Ziel ef-

fizienter Nutzung der Ressourcen. In einer an-

deren Parallelwelt wiederum herrscht die Vor-

stellung, der kapitalistische Markt sei letztlich 

ein Ort moralischer Prüfung der Individuen, 

eine Bewährungsprobe für ihren Charakter. 

Diese Welt ist Thema dieser Ausgabe. Gemein-

hin wird zwar gesagt, der Kapitalismus kenne 

keine Moral, was für ihn zutreffen mag. Für 

seine Bewohner:innen aber nicht.

In ihrer moralischen Veredelung ist die 

Marktwirtschaft ein System, das Belohnung 

und Strafen zuteilt. Diese Zuteilung erfolgt ge-

mäß einem zentralen Maßstab: der rechtschaf-

fen erbrachten Arbeitsleistung, die sich im in-

dividuellen Einkommen widerspiegelt gemäß 

der Logik: »Was man verdient, hat man auch 

verdient«. Zwar scheitert jeder ernsthafte Ver-

such, Vermögen und Einkommen auf individu-

ell erbrachte Leistungen zurückzuführen, an 

der Tatsache, dass auch im Kapitalismus jedes 

erbrachte Gut ein Ergebnis der Kooperation 

vieler ist. Die Bewertung von Einzelleistungen 

in Euro und Cent ist daher unmöglich, weswe-

gen das Einkommen nicht den Beitrag eines In-

dividuums zum Gesamtergebnis widerspiegelt, 

sondern bloß den Anteil, den es daraus erhält.

Dennoch hält sich hartnäckig der Glaube 

daran, die Marktergebnisse seien letztlich 

Ergebnisse individuell zurechenbarer Leistun-

gen, die die Existenz von Arm und Reich erklä-

ren: Der Markt schafft Gewinner und Verlierer, 

vom Markterfolg wird auf deren Leistung ge-

schlossen und von der Leistung auf ihren Cha-

rakter, ihre Fähigkeiten und Tugenden. In der 

gesellschaftlichen Charakterologie finden sich 

auf der einen Seite faule Arbeitslose – oder kol-

lektiviert: faule Griechen, dumme Niedriglöh-

ner oder gierige Manager. Auf der anderen 

Seite stehen innovative Gründer, zielstrebige 

Unternehmer sowie Arbeitnehmer:innen, an 

denen mit dem Prädikat »motiviert« gar nicht 

mehr ihre Fähigkeiten gelobt werden, sondern 

bloß ihr Wille zum Erfolg. So wird der Wettbe-

werb um Kostpreissenkung zu einem Wettbe-

werb menschlicher Tugenden, dessen Ergeb-

nisse damit moralische Rechtfertigung finden 

– unterstützt von einer ökonomischen Wissen-

schaft, die von einem geringen Verdienst um-

standslos auf geringe »Produktivität« schließt. 

Die Gewinner werden gefeiert, und die Verlie-

rer trifft das Bedürfnis nach verdienter Strafe: 

Hartz IV, Entlassung, Rücktritt und zuweilen 

Gefängnis. Denn den Maßstäben, denen man 

selbst unterworfen ist, sollen sich auch alle an-

deren beugen.
Die sogenannte Leistungsgesellschaft hul-

digt de facto gar nicht der Leistung, denn die 

ist nicht zu messen. Sie huldigt dem Erfolg. Zum 

Beispiel Menschen wie dem »Ausnahmeunter-

nehmer« (»FAZ«) Amazon-Chef Jeff Bezos. Das 

schlägt sich bei den betroffenen Individuen nie-

der als mehr oder weniger entwickeltes Gefühl 

des Selbstwerts: Erfolgreiche sehen in ihrem 

Erfolg den Ausweis ihrer Leistungsfähigkeit, 

sie empfinden Stolz auf sich. Diesem Selbst-

lob gegenüber steht die Selbstbezichtigung der 

relativen Verlierer, die angesichts ihres Ver-

sagens Scham empfinden und daher oft genug 

zu Betäubungsmitteln oder härteren Formen 

der Selbstbestrafung greifen. So machen die 

Marktteilnehmer aus einem Vergleich, unter 

den sie gezwungen werden, eine Instanz, die 

persönliche Stärken und Schwächen feststellt. 

Das ist ein großes »Ja« zum System.

Man verdient, was man verdient – es ist 

nie ganz klar, ob damit ein geltendes Gesetz 

benannt sein soll oder eines, das nicht gilt, aber 

eigentlich gelten sollte. Irgendwie scheint in 

den Köpfen stets beides gleichzeitig vorzulie-

gen. Daher werden zum einen die Erfolgrei-

chen verehrt. Zum anderen wird Ungerech-

tigkeit beklagt: Da hat jemand »leistungslos« 

geerbt, andere waren lediglich vom Glück be-

günstigt, haben betrogen oder gehen einem oh-

nehin moralisch zweifelhaften Gewerbe wie 

der Finanzspekulation nach. Wieder andere 

haben erfolgreich Kunden oder Chefs etwas 

vorgemacht und sich damit ihren Erfolg er-

schlichen. Ob allerdings Tricks und Heuche-

lei als unmoralisch gelten oder als clevere Er-

folgsstrategie, ob der Ehrliche verdienterweise 

der Dumme ist oder ein an seinem »Schicksal« 

unschuldiger Verlierer – das wird von Fall zu 

Fall beschlossen.

Eine zentrale Rolle bei der moralischen Be-

wertung der Marktergebnisse nimmt die Chan-

cengleichheit ein. Nur wenn sie besteht, so die 

Annahme, sind die Ergebnisse des Marktes 

auch gerechtfertigt. Ob sie besteht, das wird 

von Erfolgreichen und Erfolglosen je nach Le-

gitimationsbedürfnis sehr unterschiedlich be-

wertet. Wohlhabende, das zeigen Studien, emp-

finden die geltenden Regeln der Gesellschaft 

eher als gerecht, Ärmere als eher ungerecht. 

Bei Letzteren führt dieses Urteil allerdings bis-

lang nicht zum gesellschaftlichen Aufstand, 

sondern zu einem aus Enttäuschung gebore-

nen Weltbild (»Die Welt will betrogen sein«), 

zu privaten Gefühlen wie Neid und Schaden-

freude gegenüber den Erfolgreichen sowie zu 

der permanenten Forderung nach einer Leis-

tungsgerechtigkeit, die es nicht geben kann.

Stolz, Scham, Neid, Enttäuschung – was auch 

immer die Gefühle sein mögen, in der Reali-

tät wartet weiter der Zwang: für die einen zur 

Verwertung ihres Kapitals in der Konkurrenz, 

für die anderen zum Dienst daran per Lohn-

arbeit. Sich diesem Zwang flexibel zu beugen 

und seine Ergebnisse hinzunehmen, darin be-

steht schließlich die letzte eingeforderte Tu-

gend des Marktteilnehmers, die Einsicht: Er 

übt sich in Realismus und stärkt seine Diszi-

plin, denn Klagen hilft nicht, der nächste Tag 

will bewältigt werden. Muss ja.
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Neue Verfahren zur gentechnischen 
Veränderung der DNA wie CRISPR/Cas 
sind Gentechnik und müssen nach EU-
Gentechnikrecht reguliert werden. Das 
hat das richtungsweisende Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 
Juli 2018 bestätigt und damit Rechtssi-
cherheit für alle Wirtschaftsbeteiligten 

geschaffen. Regulieren heißt nicht ver-
bieten, wie es zum Teil dargestellt wird, 
sondern beinhaltet die Verpflichtung zur 
Durchführung einer Risikobewertung 
und eines Zulassungsverfahrens sowie 
auch Nachweisbarkeit, Rückverfolgbar-
keit, Kennzeichnung und Monitoring der 
Gentechnik-Pflanzen und -Produkte. Für 

nicht in der EU zugelassene gentechnisch 
veränderte Organismen gilt Nulltoleranz. 
Freisetzungen zu Versuchszwecken un-
terliegen einem Genehmigungsvorbehalt. 
Diese EuGH-Entscheidung war gut für 
Verbraucher*innen und die konventionel-
len und ökologischen gentechnikfreien 
Lebensmittelerzeuger*innen.

B A Y E R  &  C o .  w o l l e n  G e n t e c h n i k - D e r e g u l i e r u n g e n

Wahlfreiheit in Gefahr

Aktuell hat die Frage, ob neue Gentechnik-Verfahren wie CRISPR/Cas als Gentechnik reguliert bleiben – oder ob sie 
wie von der Industrie gewollt nicht reguliert werden – erheblich an Fahrt aufgenommen. Hintergrund ist ein Bericht 
der EU-Gesundheitskommission von Ende April diesen Jahres, der die Tür für eine Deregulierung aufsperrt. Um eine 
gentechnikfreie Lebensmittelerzeugung vom Saatgut bis zum Teller sicherstellen zu können und damit die Wahlfrei-
heit aufrechtzuerhalten, müssen auch die neuen Gentechniken nach Gentechnikrecht reguliert bleiben. Das hohe Gut 
der Gentechnikfreiheit Europas gilt es zu verteidigen. 

Von Annemarie Volling, Referentin für gentechnikfreie Landwirtschaft bei der ARBEITSGEMEINSCHAFT BÄUERLI-
CHE LANDWIRTSCHAFT (AbL)

Protest gegen die neuen Gentechniken 2020 auf der „Wir haben Agroindustrie satt“-Demo in Berlin
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Konzerne wie BAYER hingegen fordern 
einen „innovationsfreundlichen Regulie-
rungsrahmen.“ Würden die neuen Gen-
techniken nach EU-Gentechnik-Richtlinie 
reguliert, fürchtet BAYER „langwierige 
und kostspielige Zulassungsverfahren“. 
Diese stellten ein enormes Risiko für die 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Pflanzenzüchter und für Investitionen in 
die Pflanzeninnovation dar, so der Konzern 
in seiner Stellungnahme zur Farm-to-Fork-
Strategie der EU. 
Der Geschäftsführer der BAYER CROP
SCIENCE DEUTSCHLAND GmbH, Peter R. 
Müller, betonte beim digitalen „Agrar Ge-
spräch“ im März 2021, man brauche tech-
nologische Alternativen und die Möglich-
keiten, diese auch einsetzen zu können. 
Die Politik müsse Rahmenbedingungen 
schaffen, damit die Wirtschaft entspre-
chende Geschäftsmodelle und Angebote 
für die Landwirtschaft aufbauen kön-
ne. Anders gesagt wollen sie möglichst 
schnell und ohne Hürden (wie Zulassungs-
verfahren, verpflichtende Risikobewer-
tung, Kennzeichnung und Rückverfolg-
barkeit) mit ihren Gentechnik-Produkten 
auf den europäischen Markt, letztendlich 
aber möglichst wenig Verantwortung für 
ihre Produkte übernehmen. Entsprechend 
lobbyieren sie für eine Deregulierung der 
Gentechnik. 

E U  f ü r  D e r e g u l i e r u n g
Ende April 2021 veröffentlichte die Ge-
sundheitskommission der EU einen Bericht 
zum „Status neuartiger genomischer Ver-
fahren.“ Darin bestätigt sie einerseits die 
Auffassung des Europäischen Gerichtsho-
fes, dass auch die neuen Gentechniken 
dem EU-Gentechnikrecht unterliegen. 
Auch will sie das „hohe Schutzniveau für 
Mensch und Umwelt aufrechterhalten“. 
Andererseits seien die Potenziale der 
neuen Gentechniken (NGT) hoch, und von 
den verschiedenen Anwendungen gingen 
„keine neuen Gefahren“ (gegenüber kon-
ventionellen Züchtungen oder alten Gen-
techniken) aus. 
Das geltende Regulierungssystem stoße 
bei den neuen Verfahren an Grenzen – vor 
allem, weil Nachweisverfahren fehlen 
würden. Zudem sei das Gentechnikrecht 
„nicht zweckmäßig“. Aufgrund von un-
terschiedlichen Regulierungssystemen 
anderer Länder käme es überdies zu Wett-
bewerbsverzerrungen und womöglich 
Handelshemmnissen. Deshalb werde die 
Kommission „einen breit angelegten und 
offenen Konsultationsprozess einleiten, 
um die Gestaltung eines neuen Rechts-

rahmens für diese biotechnologischen 
Verfahren zu erörtern“ heißt es in ihrer 
Pressemeldung. 
Der Kommissions-Bericht könnte die Tür 
öffnen für eine Deregulierung der neuen 
Gentechniken wie CRISPR/Cas. Damit 
wäre die gentechnikfreie Erzeugung, die 
derzeit ein großer Wettbewerbsvorteil für 
europäische Bäuerinnen und Bauern ist, 
massiv in Gefahr. Es gilt deshalb, aktiv in 
diesen Prozess einzugreifen. 

W u n s c h k o n z e r t
In ihrem Bericht nimmt die Kommission 
die Erzählungen der Konzerne auf: NGT 
hätte das Potential, zu einem nachhalti-
gen Lebensmittelsystem beizutragen, da 
schnell Pflanzen erzeugt werden könnten, 
die widerstandsfähiger gegenüber Krank-
heiten, Umweltbedingungen und Auswir-
kungen des Klimawandels seien. So könn-
ten dem Report zufolge die EU-Ziele des 
Green Deals, der Farm-to-Fork- und der 
Biodiversitätsstrategie bis 2030 erreicht 
werden. 
Die Kommission beruft sich bei den Poten-
tialen auf eine Studie des Joint-Research-
Centre (JRC) der EU. Demnach würden in 
den nächsten fünf Jahren 15 NGT-Pflan-
zen auf den Markt kommen. Der Bericht 
bezieht sich auf „Unternehmensaussa-
gen“, enthält aber keine Referenzen. Es 
wird auch nicht dargelegt, wie das JRC 
Organismen einer bestimmten Entwick-
lungsphase zuordnet. Die Realität zeigt, 
dass Firmen Angaben zur Markteinfüh-
rung wiederholt verschieben und Produkte 
ohne weitere Begründung aus den Pipe-
lines verschwinden. Bislang werden erst 
zwei NGT-Pflanzen in geringem Umfang 
in den USA angebaut: Ein herbizidresis-
tenter Raps der Firma CIBUS und eine in 
der Ölzusammensetzung veränderte Soja 
der Firma CALYXT. In den Pipelines der 
Unternehmen sind vor allem NGT´s mit 
Herbizidresistenz angekündigt. Weitere 
Eigenschaften betreffen die Produktion 
von Insektengiften innerhalb der Pflanze 
sowie eine veränderte Zusammensetzung 
der Inhaltsstoffe. 
Die Wirksamkeit der Pestizid- und Insek-
tenresistenz hält in der Regel nicht lan-
ge vor. Das führt in der Praxis schnell zu 
Resistenzbildungen von sog. Unkräutern 
oder Schadinsekten und zieht einen hö-
heren Pestizideinsatz nach sich, wie die 
bitteren Erfahrungen der Farmer*innen 
in Nord- und Südamerika zeigen. Dass 
NGT-Pflanzen „per se“ zu einer nachhal-
tigen Landwirtschaft beitragen könnten, 
ist also kein Fakt, wie von der Kommis-

D a s  B A Y E R - L a b o r

Der BAYER-Konzern setzt sowohl im 
Pharma- als auch im Agrar-Bereich 
auf die neuen Gentechniken. So hat 
er mit Hilfe dieser Verfahren etwa 
eine Luzerne mit einem reduzierten 
Lignin-Gehalt entwickelt, um sie bei 
Wiederkäuern besser als Futterpflan-
ze nutzen zu können, und dafür in 
einigen Ländern bereits eine Zulas-
sung erhalten. Gleiches gilt für eine 
Soja-Bohne mit einer veränderten 
Öl/Fettsäure-Zusammensetzung und 
einen Mais, der nicht nur bestimm-
ten Insekten und Pestiziden trotzt, 
sondern auch allgemein eine erhöhte 
Widerstandsfähigkeit besitzt. 
Eine Mais-Sorte der „SMARTSTAX 
PRO“-Produktlinie, welche mit Hilfe 
der RNAi-Technologie ein Gen im 
Erbgut des Maiswurzelbohrers blo-
ckiert, beabsichtigt der Agro-Riese 
in den USA 2022 auf den Markt zu 
bringen. Noch in der Entwicklung 
hingegen befinden sich Kohl und 
Baumwolle mit Herbizid-Resisten-
zen und ein Weizen, der weniger 
Wasser braucht. 
Das erste Patent auf dem Gebiet der 
Gentechnik 2.0 reichte der Lever-
kusener Multi schon im Jahr 2006 
ein. Bis 2020 kamen noch über 100 
Anträge dazu. Derjenige, der unter 
der Nummer WO 2018035354 fir-
miert, beansprucht beispielsweise 
geistiges Eigentum für eine mittels 
CRISPR-Cas erzeugte veränderte 
Wuchsform von Pflanzen zwecks Er-
höhung des Ertrags. Sieben Patente 
erteilte das Europäische Patentamt 
bereits.
Daneben hat der Global Player 
auf diesem Sektor zahlreiche For-
schungskooperationen vereinbart. 
Anfang November 2019 investierte 
er etwa 50 Millionen Dollar in das 
Start-up eGENESIS, das in Schwei-
nen Organe für Transplantationen 
züchten und die Gefahr von Viren-
Übertragungen durch Gen-Schnip-
peleien lösen will. 
Weitere Verträge hat der Global 
Player mit PAIRWISE, ERS GENO-
MICS, TARGETGENE BIOTECHNO-
LOGIES, dem BROAD INSTITUTE, 
MEIOGENIX und mit NOMAD BIO
SCIENCE geschlossen.
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sion dargestellt. Sondern es handelt sich 
um Produkt-Versprechen der Gentechnik-
Anwender*innen. Hiermit eine Deregulie-
rung zu begründen, ist nicht akzeptabel. In 
keinem Fall kann mit einem angeblichen 
Nutzen von Produkten oder aber einer 
schnelleren Züchtung begründet werden, 
Risikoprüfungen abzuschwächen. Diese 
sind nach dem in der EU verankerten Vor-
sorgeprinzip vor einer Zulassung geboten. 
Ob die vollmundigen Versprechen, mit 
CRISPR & Co schnell „klimaanpassungs-
fähige“ und widerstandsfähige NGT-
Pflanzen zu erzeugen, einzuhalten sind, 
und ob diese dann auch auf dem Acker 
und in der Umwelt so funktionieren wie 
gedacht, ist im Moment sehr spekulativ. 
Es gibt kein „Klimaanpassungs-Gen“ – 
das Zusammenspiel der Gene ist hoch-
komplex und Pflanzen haben sehr unter-
schiedliche Reaktionsmöglichkeiten auf 
die verschiedenen Wetterbedingungen. 
Von der Kommission nicht erwähnt wird, 
dass es wissenschaftliche und praktische 
Belege gibt, dass widerstandsfähige und 
umweltschonende Anbausysteme und der 
Ökolandbau zur Reduzierung der Treibh-
ausgase sowie des Düngemittel- und Pes-
tizideinsatzes beitragen können. Zudem 

vermögen sie die Biodiversität zu fördern 
und widerstandsfähige Systeme aufbau-
en. Konventionelle Züchtungs- und Se-
lektionsmethoden und insbesondere die 
Verwendung von Mischungen und hete-
rogenen Populationen bringen Vielfalt und 
Anpassungsfähigkeit ins System. Diese 
Lösungen sind praktikabel und erfolgsver-
sprechend und sollten deshalb viel stärker 
gefördert und gestärkt werden. 

R i s i k e n
Die EU-Kommission schlägt vor, bestimm-
te Anwendungen (SDN1, SDN2 und Cis-
genese) der neuen Gentechniken von der 
Regulierung auszunehmen oder weniger 
zu regulieren. Das widerspricht der aktuel-
len Risikodebatte und ist wissenschaftlich 
nicht begründbar. Zur Erläuterung: SDN 
bedeutet ortsgerichtet (site directed) und 
meint, dass die sogenannten Gen-Scheren 
wie CRISPR/Cas sich an einen vorher be-
stimmten Ort binden und dort das Erbgut 
(die DNA) aufschneiden können. An die-
sen Orten soll es dann zu Veränderungen 
kommen wie z. B. unbestimmte Änderun-
gen weniger Basenpaare (SDN-1), was 
dazu führen kann, dass einzelne Gene 
stillgelegt, aktiviert oder in ihrer Wirkung 

verändert werden. Bei SDN-2 wird zu-
sätzlich zur Gen-Schere eine Vorlage in 
den Zellkern eingeführt. So sollen vorher 
definierte Veränderungen an der vorgese-
henen Stelle erreicht oder kleine Gen-Ab-
schnitte in das Erbgut eingebaut werden. 
Bei SDN-3 können ortsgerichtet größere 
Abschnitte eingebaut werden bis hin zu 
ganzen Genen (entweder arteigen: cisgen 
oder artüberschreitend: transgen). Bislang 
sind ein Großteil der aktuellen Anwendun-
gen (ca. 90 Prozent) SDN-1 Anwendungen, 
also ungerichtete kleine Veränderungen 
an einem Zielort. 
Um die Gen-Schere in die Zelle einzu-
schleusen, werden Verfahren der alten 
Gentechnik verwendet – mit den entspre-
chenden Risiken der alten Gentechnik, 
wie bspw. der ungewollte mehrfache 
Einbau von DNA-Anschnitten ins Erbgut. 
Entscheidend bei der Risikobewertung ist 
also, dass jede Prozessstufe zur Entwick-
lung neuer Gentechnik-Pflanzen mit ihren 
speziellen Risiken betrachtet werden 
muss. 
Aktuelle Studien zeigen, dass es auch 
bei den vermeintlich „präziseren“ (weil 
ortsgerichteten) Gen-Scheren zu uner-
warteten Effekten kommt, bspw. weil 

»Die marxistische Ausrichtung der jW
wird zusätzlich dadurch belegt, dass die 

Zeitung sich mit Ideologien von Klassikern 
des Marxismus-Leninismus als Grundlage 
für ihre eigenen Bestrebungen befasst.«

Aus der Antwort der Bundesregierung auf die 
Frage, warum die Tageszeitung junge Welt vom 

Verfassungsschutz beobachtet wird
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 B
ezahlbarer Wohnraum ist Man-

gelware. »Eine zunehmende 

Zahl von Mietern kann die Mie-

te nur noch schwer oder gar nicht bezah-

len«, sagte der Präsident des Deutschen 

Mieterbunds, Lukas Siebenkotten, am 

Donnerstag anlässlich des 12. Woh-

nungsbautags in Berlin. Notwendig sei 

der Bau von mindestens 80.000 So-

zialwohnungen pro Jahr, erklärte der 

Mieterbund gemeinsam mit Verbän-

den der Bau- und Wohnungsbranche 

sowie der IG BAU. Dem Bündnis zu-

folge fehlen bundesweit insgesamt rund 

630.000 Wohnungen. 

 Unterdessen ziehen die Preise vor 

allem in Großstädten weiter an – 

auch während der Coronapandemie. 

Für eine Bestandswohnung verlang-

ten Vermieter bei der Neuvermietung 

nach Daten des Portals »Immobilien-

scout 24« im März 7,18 Euro kalt je 

Quadratmeter – drei Prozent mehr 

als im Jahr zuvor. Bei Neubauwoh-

nungen waren es 9,58 Euro, ein Plus 

von rund fünf Prozent, wie das Unter-

nehmen am Donnerstag mitteilte. 

 Auch kleine Hürden für Immobi-

lienhaie wie der Berliner Mietendeckel 

werden kassiert. Das Bundesverfas-

sungsgericht hatte das Landesgesetz am 

15. April kurzerhand für nichtig erklärt. 

Mit Folgen: Tausenden Mietern in der 

Hauptstadt drohen Nachzahlungen. Wie 

der  Tagesspiegel  am Mittwoch berichte-

te, wurde eine Familie im Bezirk Mitte 

nur wenige Tage später aufgefordert, die 

Wohnung zu räumen. Nachforderungen 

in Höhe von mehr als 1.600 Euro seien 

nicht beglichen worden. Der Fall ver-

deutlicht die soziale Spaltung in der 

Stadt. Profiteur und Miteigentümer 

des Hauses ist kein geringerer als der 

Milliardär und Vorstandschef des Axel-

Springer-Konzerns Mathias Döpfner. 

Erst nach öffentlichem Druck habe der 

Vermieter die Kündigung zurückge-

nommen – auch das gibt es in Berlin. 

 Die Bundesregierung stellt sich 

schützend vor Döpfner und Co. Vor 

einem Jahr hatte Innenminister Horst 

Seehofer (CSU) angekündigt, Kom-

munen sollten mit der Erweiterung 

kommunaler Vorkaufsrechte und der 

Umwandlungsbegrenzung von Miet- in 

Eigentumswohnungen unterstützt wer-

den. Diese seien im Ergebnis aber deut-

lich »entschärft« worden, kritisierte der 

Deutsche Mieterbund am Mittwoch. 

Nun könnten die Länder »nach Gus-

to« festlegen, für welche Art Mietshäu-

ser die Beschränkung gelte. Denn das 

Gesetz ermögliche eine generelle Be-

freiung von der Genehmigungspflicht 

bei einer Wohnungsanzahl »zwischen 

drei und 15, um ›Kleinvermieter‹ zu 

schützen«, kritisierte der Verband. Fak-

tisch würden dadurch Mieter in ange-

spannter Lage, wenn sich viele Woh-

nungen in kleineren Häusern befänden, 

weiter verdrängt. 

 Der Zentralverband des Deutschen 

Baugewerbes ist unterdessen zufrieden 

mit der Leistung der Bundesregierung 

und freut sich über den Boom am Bau. 

Das Ziel, 1,5 Millionen neue Wohnun-

gen zu errichten, sei zwar verfehlt wor-

den, sagte Hauptgeschäftsführer Felix 

Pakleppa. Jedoch seien 1,2 Millionen 

»schon ein ganz respektables Ergeb-

nis«. 
 Janine Wissler, Kovorsitzende der 

Partei Die Linke, die am Wohnungs-

bautag an einer Podiumsdiskussion 

teilnahm, kritisierte am Donnerstag 

gegenüber  jW : »Auch in diesem Jahr 

wurde beim Wohnungsbautag wieder 

klar – wir brauchen mehr bezahlbaren 

Wohnraum.« Seit Jahren ändere sich 

daran praktisch nichts, denn seit Jahren 

werde kein politischer Versuch unter-

nommen, die Schaffung von Wohn-

raum nicht einfach dem Markt zu 

überlassen. »Bauen, bauen, bauen im 

Hochpreissegment hilft da nicht. Wir 

brauchen neben der Schaffung von be-

zahlbarem Wohnraum in öffentlicher 

und genossenschaftlicher Hand einen 

Mietendeckel, und zwar bundesweit«, 

forderte Wissler.     

Duque lässt weiter schießen

WWW.JUNGEWELT.DE

   China weist Kritik der 

G-7-Außenminister zurück 

     Beijing.  Die Volksrepublik China hat 

die Kritik der G-7-Außenminister 

als »grundlose Beschuldigungen« 

zurückgewiesen. Die Außenminister 

hätten sich in Chinas innere Angele-

genheiten eingemischt und »Schritte 

rückwärts gemacht, um eine Block-

politik zu verfolgen«, sagte der Spre-

cher des Außenministeriums, Wang 

Wenbin  (Foto) , am Donnerstag vor 

der Presse in Beijing. »Hongkong, 

Tibet und Xinjiang sind alles Chinas 

innere Angelegenheiten.« Die »G 7« 

hatte am Vortag zum Abschluss ihres 

Außenministertreffens in London in 

einer Erklärung unter anderem die 

angebliche Verfolgung der musli-

mischen Minderheit der Uiguren in 

Xinjiang kritisiert. Chinas Außen-

amtssprecher sagte, die Gruppe der 

sieben solle sich besser um die Er-

holung der Weltwirtschaft kümmern 

und »Entwicklungsländern« helfen, 

anstatt Konflikte in der »internatio-

nalen Gemeinschaft« zu schüren. 
(dpa/jW) 

           BRD für neue

EU-Eingreiftruppe 

     Brüssel.  Zusammen mit etwa einem 

Dutzend EU-Mitgliedstaaten hat 

sich die Bundesrepublik für die 

Einrichtung einer schnellen militäri-

schen Eingreiftruppe ausgesprochen. 

Nach ersten Überlegungen solle eine 

rund 5.000 Soldaten starke Einheit 

geschaffen werden, bestätigten Dip-

lomaten am Donnerstag am Rande 

eines Treffens der EU-Außenminis-

ter. Eine Einsatzmöglichkeit könnte 

demnach die Unterstützung von 

Regierungen befreundeter Staaten 

im Kampf gegen »Terroristengrup-

pen« darstellen. Bereits bestehende 

»Krisenreaktionskräfte« könnten 

in die neue Einheit integriert wer-

den. Sie bestehen derzeit aus zwei 

Kampfgruppen mit jeweils rund 

1.500 Soldaten, die wechselnd von 

verschiedenen EU-Staaten zur Ver-

fügung gestellt werden. Seit Mitte 

vergangenen Jahres hatte die BRD 

eine der »Battlegroups« mit einer 

Beteiligung von rund 2.500 Bundes-

wehr-Soldaten geführt.  (dpa/jW) 

Die Mieten für Neubauwohnungen 

sind im vergangenen Jahr um mehr 

als fünf Prozent gestiegen
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Viele Tote nach Protesten in Kolumbien. Rechte Regierung zu Rücktritt aufgefordert

 E
ine Woche nach dem Beginn 

der Proteste in Kolumbien 

haben sich am Mittwoch 

(Ortszeit) erneut Tausende Men-

schen in mehreren Städten des Lan-

des versammelt. Unter anderem 

in der Hauptstadt Bogotá sowie in 

Medellin und Cali gab es Demons-

trationen gegen die Gesundheits-, 

Sicherheits- und Bildungspolitik der 

rechten Regierung und das gewalt-

same Vorgehen der Einsatzkräfte. 

In Bogotá forderten Demonstranten 

den Rücktritt von Präsident Ivan 

 Duque. 

 Tausende Menschen versammelten 

sich im Zentrum der Hauptstadt na-

he des Präsidentenpalastes, die meis-

ten von ihnen mit Masken gegen die 

Ausbreitung des Coronavirus. Die 

Polizei hinderte eine Gruppe von 

Demonstranten daran, ins Kongressge-

bäude vorzudringen. In der zweitgröß-

ten Stadt Medellin im Nordosten des 

Landes hatten sich bis zum Vormittag 

rund 8.000 Menschen versammelt und 

skandierten Parolen gegen Duques 

Ziehvater, den ultrarechten Expräsiden-

ten Alvaro Uribe. In Cali im Südwesten 

Kolumbiens waren am Mittwoch wei-

terhin zahlreiche Straßen blockiert, was 

zu Treibstoffmangel führte. Mehrere 

tausend Angehörige indigener Gruppen 

schlossen sich dem Protest an. 

 Die Einsatzkräfte gingen mit extre-

mer Härte gegen die Demonstranten 

vor. Neben der Polizei sind auch Sol-

daten im Einsatz. Offiziellen Anga-

ben zufolge wurden bisher mindes-

tens 24 Menschen getötet, darunter 

ein Polizist. Die Nichtregierungs-

organisation »Temblores« gab die 

Zahl der Toten mit 37 an. Hunderte 

Menschen wurden verletzt, 89 als ver-

misst gemeldet. 

 Unterdessen hat Präsident Duque am 

Mittwoch jeweils 2.000 US-Dollar Be-

lohnung für Hinweise bezüglich »Van-

dalismus« während der laufenden Pro-

teste ausgesetzt. Wie der lateinamerika-

nische Sender  Telesur  online berichtete, 

sagte der Staatschef, hinter dem »ex-

tremen Vandalismus und städtischen 

Terrorismus« würden »Drogenbanden« 

stecken. Internationale Organisatio-

nen wie der Lateinamerikanische Rat 

der Sozialwissenschaften warnten am 

Mittwoch hingegen vor »Staatsterroris-

mus«.  
(AFP/jW)   

 Siehe Seite 2   

wird herausgegeben von 

2.512 Genossinnen und 

Genossen (Stand 6.5.2021)
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Boom für Immobilienhaie
Trotz Neubau steigen Preise auch während Coronapandemie. Verbände fordern 

Ausbau von Sozialwohnungen. Regierung weicht Mieterschutz auf . Von   Simon Zeise 

Aus aktuellem Anlass: Zur jW-Beobachtung durch den Verfassungsschutz. Seite 16
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Attacken
Antichinesische Front, kolonialer 

Anspruch und keine Selbst -

reflexion: Das Treffen der 

G-7-Außenminister in London sollte 

einen Schulterschluss gegen Moskau 

und Beijing zelebrieren. Zur Bilanz. 

Von Jörg Kronauer
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CRISPR an einem anderen Ort schneidet 
als vorgesehen (off-target) oder es durch 
die eigentlich gewollte Veränderung zu 
nicht erwarteten Effekten kommt (on-
target). Zudem besteht die Möglichkeit, 
diese Verfahren mehrfach hintereinander 
oder in Kombination zur Anwendung zu 
bringen. Damit können sehr weitreichen-
de Veränderungen vorgenommen werden. 
Anders als die alte Gentechnik können die 
neuen Gentechniken Veränderungen in 
geschützten Erbgutbereichen vornehmen. 
Es können auch mehrere Gene gleichzei-
tig verändert und alle Genkopien synchron 
verändert werden. Mit den NGTs vermö-
gen also starke und sehr weitgehende 
Veränderungen erzeugt zu werden. Das 
ist ein großer Unterschied zu den bisheri-
gen Verfahren. Die Techniken sind neu, es 
gibt bislang keine systematischen Risiko
untersuchungen. Zu behaupten, sie seien 
sicher, ist wissenschaftlich unseriös. Ent-
sprechend ist es wissenschaftlich gebo-
ten, alle neuen Gentechnik-Organismen 
einer verpflichtenden Risikoprüfung und 
einem Zulassungsverfahren zu unterzie-
hen. Nur so kann das in der EU geltende 
Vorsorgeprinzip umgesetzt und das von 
der Kommission angestrebte hohe Schutz-

niveau für Mensch, Tier und Umwelt ein-
gehalten werden. 

N a c h w e i s b a r k e i t
Die Kommission führt an, dass es Proble-
me für die Anwender*innen der Technik 
gebe, Nachweisverfahren zu entwickeln 
und sie somit diese Zulassungsvoraus-
setzung nicht erbringen könnten. Zudem 
gebe es Schwierigkeiten, Importe auf GVO 
zu testen. Dies ist eine einseitige Bewer-
tung der Kommission, die eine mögliche 
Weiterentwicklung von Methoden und 
andere Lösungsoptionen ausblendet. Für 
die beiden bisher auf dem Markt befind-
lichen neuen Gentechnik-Pflanzen (CIBUS-
Raps und CALYXT-Soja) ist es möglich, mit 
Hilfe etablierter Testmethoden spezifische 
Nachweisverfahren zu entwickeln. Dies 
geht zu dem Zeitpunkt, wenn die verän-
derte Sequenz bekannt ist. So hat CIBUS 
ein Nachweisverfahren bei den kana-
dischen Behörden eingereicht, und der 
„Verband Lebensmittel ohne Gentechnik“ 
(VLOG) und andere Organisationen haben 
ein CIBUS-Nachweisverfahren entwickelt. 
Die Schlussfolgerung der Kommission, 
Antragsteller*innen könnten die Zulas-
sungsvoraussetzung der Entwicklung ei-

nes Nachweisverfahrens nicht stemmen, 
ist also hinfällig.
Gentechnisch veränderte Pflanzen nach-
zuweisen, wenn die DNA-Sequenzverän-
derung nicht bekannt ist, war schon bei 
der alten Gentechnik ein Problem. Das 
Screening bzw. die Routineuntersuchun-
gen bspw. bei Importen suchen nach häu-
fig vorkommenden (transgenen) Elemen-
ten, die bei mehreren Gentechnik-Events 
(Eigenschaften) auftreten. Nach einer 
solchen „Voruntersuchung“ muss dann 
das spezifische Event ermittelt werden. 
Gentechnik-Pflanzen, die diese „allge-
meinen“ Elemente nicht haben, fallen bei 
einem Screening durch, wie bspw. die GV-
Petunie, die jahrelang unentdeckt blieb. 
Entsprechend ist dies also ein generelles 
Problem, was nicht speziell bei NGT´s 
auftaucht und dringend angegangen 
werden muss. Die EU-Kommission und 
die Mitgliedstaaten müssen hier endlich 
aktiv werden, Maßnahmen ergreifen und 
Nachweismethoden sowie Strategien für 
diesen Bereich entwickeln. Laut Bericht 
beträgt der Anteil der Forschungsinvestiti-
onen der Mitgliedstaaten für Entwicklung 
von Nachweismethoden, Risikostudien 
und Monitoring lediglich 1,6 % – statt 
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gerade bei neuen Techniken hier einen 
Schwerpunkt zu legen. Europäische und 
internationale öffentliche Register sind 
auszubauen. Forschende und Gentechnik-
Anwender*innen müssen verpflichtet 
werden, alle nötigen Informationen zur 
Entwicklung von Nachweisverfahren zur 
Verfügung zu stellen. Dies muss spätes-
tens ab Freisetzung eines GVO gelten. In 
keinem Fall dürfen Vollzugsprobleme wie 
die Nachweisproblematik instrumentali-
siert werden, um so eine Deregulierung 
der NGT zu begründen.

W a s  d i e  E U  n i c h t  s i e h t
Behauptet wird auch, dass eine strenge 
Regulierung und aufwendige Zulassungs-
verfahren zu Wettbewerbsnachteilen der 
EU-Akteure führen. Das mag für die Gen-
technik-Industrie und Anwender*innen 
so sein, entsprechend versuchen sie, die 
Hürden herabzuschrauben. Innovationen 
machen jedoch noch lange keine Sicher-
heit aus. 
Völlig unterbewertet wird von Seiten der 
Kommission der Wettbewerbsvorteil, den 
die gentechnikfreie Landwirtschaft und 
Saatguterzeugung bietet. Europäische 
Bäuerinnen und Bauern haben einen gro-
ßen Wettbewerbsvorteil, weil sie gen-
technikfreie Pflanzen problemlos und oft 
ohne Kontaminationsgefahren anbauen. 
Die abnehmende Hand verlangt Gentech-
nikfreiheit im Ackerbau, insbesondere die 
europäischen Mühlen, Verarbeitungsun-
ternehmen und der Lebensmittel-Einzel-
handel. Auch die Abnehmer in Asien und 
Nordamerika bestehen auf gentechnik-
freier Ware. Sollten die NGT-Pflanzen, wie 

von der Gentechnik-Industrie gefordert, 
dereguliert werden, könnten Bäuerinnen 
und Bauern das Qualitätsmerkmal „gen-
technikfrei“ nicht mehr erzeugen, statt-
dessen würden sie zu austauschbaren 
Rohstofflieferanten und müssten zu noch 
schärferen Wettbewerbsbedingungen und 
Dumpingpreisen produzieren. Desgleichen 
erfreuen sich tierische Produkte (Milch, 
Eier, Fleisch) „ohne Gentechnik“ eines 
stetig wachsenden Marktes in Deutsch-
land und Europa. Auch der Biomarkt, für 
den seine Verpflichtung, keine Gentechnik 
einzusetzen, ein wichtiges Verkaufsargu-
ment ist, boomt. Europa hat trotz – oder 
gerade wegen – der Gentechnik-Regulie-
rung noch eine vergleichsweise vielfälti-
ge Züchterlandschaft. Für österreichische 
Saatgutzüchter war es anfangs ein Vor-
teil, wenn sie garantiert gentechnikfrei-
es Saatgut angeboten haben. Anbieter 
in Deutschland zogen nach, um sich ihre 
Märkte zu sichern. 

V i e l  z u  v e r t e i d i g e n 
Die EU-Gentechnikgesetzgebung basiert 
auf dem im EU-Recht verankerten Vor-
sorgeprinzip und der Wahlfreiheit. Auch 
die neuen Gentechniken sind risikobe-
haftet, ihr Nutzen für die Landwirtschaft 
fragwürdig. Entsprechend müssen sie aus 
Vorsorgegründen sowie zur Entwicklung 
einer zukunftsfähigen Landwirtschaft und 
Züchtungsarbeit und gerade auch aus 
wirtschaftlicher Sicht weiterhin nach EU-
Gentechnikrecht reguliert werden. Es gilt 
das Recht auf gentechnikfreie Lebensmit-
telerzeugung und Wahlfreiheit zu sichern. 
Packen wir es gemeinsam an! 

Die neue AbL-Broschüre: „CRISPR 
& Co. Neue Gentechnik – Regulie-
rung oder Freifahrtschein?“ liefert 
passende Antworten in der nach 
dem EU-Kommissions-Bericht er-
neut aufflammenden Debatte um 
die neuen Gentechnik-Verfahren. 
Die Broschüre versammelt Pers-
pektiven aus den unterschiedlichen 
Blickwinkeln der Betroffenen. Zu 
Wort kommen Menschen aus Saat-
gutzüchtung, Landwirtschaft, Verar-
beitung, Verbraucherschutz und den 
verschiedenen Wissenschaftsdiszi-
plinen (Molekulargenetik, Ökologie, 
Ethik, Recht). Sie kann bestellt wer-
den unter www.bauernstimme.de/
broschuere/ und steht unter www.
abl-ev.de/publikationen/ als PDF zur 
Verfügung.
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N a c h r u f

F r i e d h e l m  M e y e r  i s t  t o t

Ein Aufrechter

Am 15. Juni 2021 ist der langjährige CBG-Mitstreiter Friedhelm Meyer im Alter von 85 Jahren verstorben 

Von Axel Köhler-Schnura

Der Pfarrer Friedhelm Meyer war in der 
COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAH-
REN (CBG) seit den frühen Anfängen in 
den 80er Jahren aktiv. Von dieser Zeit an 
war Friedhelm bei unzähligen regionalen, 
überregionalen und internationalen Aktio-
nen des konzernkritischen Netzwerkes da-
bei. Er hat es aktiv mit aufgebaut und dazu 
beigetragen, dass die Coordination heute 
da steht, wo sie steht.
Auch in der Höhle des Löwen, auf den 
jährlichen Hauptversammlungen des BAY-
ER-Konzerns, stand er immer wieder als 
Kritischer Aktionär am Mikrofon. Und es 
war für die Vorstandsriege des Unterneh-
mens immer schon ein besonderes Erleb-
nis, wenn Friedhelm seine Kanzel mit dem 
Redner*innen-Pult des Aktionär*innen-
Treffens vertauschte und wider den Profit 
predigte. 
Der Leverkusener Multi nahm dieses 
Engagement bei der CBG ebenso wenig 
hin wie das von Friedhelms Kollegin, der 

Pfarrerin Friedel Geisler aus Solingen. So  
drohte er öffentlich, seine damals 170.000 
Beschäftigten dazu anzuhalten, keine Kir-
chensteuer mehr zu zahlen. Die Leitung 
der Evangelischen Kirche im Rheinland 
ging sofort vor BAYER auf die Knie und 
holte den Konzern in die Leitung des Kir-
chentags in Düsseldorf. Friedel Geisler 
und Friedhelm Meyer hingegen bekamen 
heftigen Druck von oben zu spüren. 
Auch ansonsten war Friedhelm bei den 
Kirchen-Oberen nicht eben wohlgelitten. 
In seiner 35 Jahre währenden Amtszeit in 
der Düsseldorf-Garather Hoffnungkirche 
hat sein Einsatz für Frieden, Gerechtigkeit 
und das (Über-)Leben auf der Erde immer 
wieder das Missfallen der Kirchenleitung 
erregt. So z. B. zur alljährlichen Mobili-
sierung für den Ostermarsch, wenn er 
die Kirchenglocken in Garath läutete und 
die Friedensfahne mit der weißen Taube 
auf blauem Grund auf der Kirchturmspitze 
hisste. 

Nach der Beendigung der aktiven Zeit als 
Pfarrer in Garath steckte Friedhelm Meyer 
nicht etwa zurück, sondern vergrößerte 
seinen Aktionsradius noch. Er arbeitete 
im Vorstand des Psychosozialen Zentrums 
für Flüchtlinge, bei „Düsseldorf stellt sich 
quer“, im Düsseldorfer Sozialforum und 
bei zahlreichen weiteren Initiativen mit. 
Keine Aktion, keine Demonstration konnte 
beginnen, bevor nicht Friedhelm auf sei-
nem Fahrrad angeradelt war.
Friedhelm Meyer war Menschenfreund, 
Familienmensch, Friedensaktivist, Antifa-
schist, Kapitalismus- und Konzernkritiker 
und Umweltschützer. Beispielgebend war, 
dass er Antikommunismus nie Raum gab 
und sich vehement für den gemeinsamen 
Einsatz aller ehrlich interessierten Kräfte 
für Frieden, soziale Gerechtigkeit und Um-
weltschutz einsetzte. 
Friedhelm Meyer war einer von uns. Wir 
werden sein Werk ehren und in seinem 
Sinne weiter wirken. 
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W e g e  z u m  P r o t e s t  g e g e n  B A Y E R  –  t r o t z  P a n d e m i e

Auf der Straße & online

Im vergangenen Jahr konnte die COORDI-
NATION GEGEN BAYER-GEFAHREN (CBG) 
bereits Erfahrungen sammeln, wie eine 
virtuelle Hauptversammlung abläuft und 
wie ihr ein bedeutungsvoller, schlagkräf-
tiger Online-Protest entgegenzusetzen ist, 
der die andere Seite der Konzernpolitik 
zeigt. Anders als im vergangenen Jahr 
war 2021 zudem von vornherein klar, dass 
BAYER die HV wieder online stattfinden 
lassen würde. Daher hatte die CBG genug 

Zeit, über ihre Kontakte Stimmen aus aller 
Welt für den Protest zu mobilisieren. Auch 
wertete die Coordination die Erfahrung 
von mehr als einem Jahr Pandemie für lin-
ke Protest-Bewegungen aus. Die Schluss-
folgerung: Keine Online-Veranstaltung 
kann Protest in der realen Welt ersetzen. 
Ein Protest muss verantwortungsvoll und 
corona-sicher sein, aber er muss stattfin-
den. Die CBG wird sich nicht mit einem 
reinen Online-Protest zufriedengeben, 

sondern den Widerstand direkt vor die 
Haustüre von BAYER tragen. Dieses Jahr 
war dies wieder einmal die Konzernzent-
rale in Leverkusen.

D a s  B ü n d n i s
Die Coordination kann sich dank ihrer 
langjährigen Arbeit auf zuverlässige 
Partner stützen, mit denen sie regelmä-
ßig zusammenarbeitet. Als da wären: 
Der DACHVERBAND DER KRITISCHEN 

Marius Stelzmann live aus dem CBG-Studio

Die diesjährige BAYER-Hauptversammlung war bereits die zweite, die der Konzern unter dem Vorwand des Gesund-
heitsschutzes komplett ohne Präsenz und rein online durchführte. Die COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAHREN, 
die sich seit Jahrzehnten bemüht, den Protest direkt zum Vorstand hinzutragen, mit Kundgebungen und Demos auf 
der Straße und Protestbeiträgen in der eigentlichen Veranstaltung, stellte dies vor enorme Herausforderungen.

Von Marius Stelzmann
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Widerstandes unterschätzt. Auf den öf-
fentlichen Druck hin, den der Protest der 
CBG erzeugte, sah sich der Leverkusener 
Riese 2020 gezwungen, PR-gerechte 
Schein-Zugeständnisse zu machen, um 
eine demokratische Partizipationsmög-
lichkeit vorzuspielen. Hierzu gehörten 
durchsichtige Tricks wie das Versprechen, 
am Tag der HV selbst Protest-Tweets vom 
Konzern-Twitteraccount aus zu retweeten. 
Das war es aber auch schon. Ansonsten 
mussten Fragen, die Aktionär*innen bzw. 
deren Bevollmächtigte vorher auf der 
Hauptversammlung selber stellen konn-
ten, aufwändig vorher eingereicht wer-
den. Zudem traf der Konzern eine Auswahl 
und nannte größtenteils nicht die Namen 
der Fragesteller*innen. Aus den Augen 
selbst der üblichen, bereits kritikwürdigen 
Aktionär*innendemokratie betrachtet, 
war die Hauptversammlung also ein De-
saster und bekam dementsprechend eine 
schlechte Presse.
Da BAYER sich mit aller Kraft als pro-
gressiver, aufgeschlossener, zukunftsori-
entierter Konzern präsentieren möchte, 
musste also eine andere Lösung her, um 
den bequemen Umstand der virtuellen 
Hauptversammlung aufrechterhalten zu 
können. Darum trat der Konzern 2021 die 
Flucht nach vorn an und versuchte sich 
als aktionär*innendemokratischer Mus-
terschüler zu inszenieren. Für partizipati-
onswillige Aktienhalter*innen gab es nun 
neben dem schriftlichen Einreichen von 
Fragen auch die Möglichkeit, Statements 
in schriftlicher und in Videoform einzurei-
chen. Ein Modell, welches andere Kon-
zerne teilweise noch nicht anbieten und 
BAYER helfen sollte, sich als Transparenz-
Marktführer zu inszenieren. 

Die Coordination denkt jedoch nicht dar-
an, „Danke!“ zu sagen, wenn die üblichen 
Rechte für Aktionär*innen immer noch 
nicht eingeräumt werden. Immer noch 
sind nämlich die Partizipationsmöglich-
keiten im Vergleich zu denen der Präsenz-
Hauptversammlung massiv eingeschränkt. 
Denn die schriftlich eingereichten Fragen 
kann der Vorstand bei der Präsentation 
aus dem Zusammenhang reißen und zu-
sammenstreichen, wie er möchte. Auch 
die Namen von vielen Fragenden wurden 
wieder nicht genannt. Zu den kritischen 
Video-Statements nahm der Vorstand 
überhaupt keine Stellung. Anträge und 
Wahlvorschläge aus den Videos wurden 
nicht berücksichtigt. Zwar wurden die Vi-
deos in diesem Jahr im BAYER-Stream ge-
zeigt, allerdings besteht keinerlei Rechts-
anspruch, dass die eingesandten Videos 
auch veröffentlicht werden. Der Vorstand 
könnte diese also auch einfach unter den 
Tisch fallen lassen. Der Vorstand hat also 
endlose Möglichkeiten der Vorauswahl, 
was Kritik erschwert. Auf einer Präsenz-
Hauptversammlung bestehen diese nicht. 
Die Rechte – insbesondere von Klein-
Aktionär*innen – bleiben also weiterhin 
substantiell eingeschränkt. Die Coordi-
nation hat dieses Vorgehen von BAYER 
in einer gemeinsamen Erklärung mit dem 
DACHVERBAND DER KRITISCHEN AKTIO-
NÄRINNEN UND AKTIONÄRE, PAN, WIR 
HABEN DIE AGRARINDUSTRIE SATT!, 
und dem GEN-ETHISCHEN NETZWERK 
kritisiert.
Parallel zu solchen Aktionen nutzt die 
Coordination natürlich alle Möglichkei-
ten, die sie hat, um den Protest auf die 
Hauptversammlung zu tragen. So reichte 
die CBG auch dieses Jahr wieder mehr als 

AKTIONÄRINNEN UND AKTIONÄRE, die 
ARBEITSGEMEINSCHAFT BÄUERLICHE 
LANDWIRTSCHAFT (AbL), das PESTIZID 
AKTIONS-NETWERK (PAN), die GESELL-
SCHAFT FÜR KINDER, DIE DURCH HOR-
MONELLE SCHWANGERSCHAFTSTESTS 
GESCHÄDIGT WURDEN (ACDHPT), FRI-
DAYS FOR FUTURE, das COLLECTIF VIET
NAME DIOXINE, das GEN-ETHISCHE 
NETZWERK, die Initiative RISIKO PILLE, 
der VEREIN DER EHEMALIGEN HEIM-
KINDER SCHLESWIG HOLSTEIN, WIR 
HABEN DIE AGRARINDUSTRIE SATT!, 
POWERSHIFT e.V., das UMWELTINSTI-
TUT MÜNCHEN, INKOTA, die Partei DIE 
LINKE, B90/DIE GRÜNEN, RMEDIABASE, 
die CAMPANHA PERMANENTE CONT-
RA OS AGROTOXICOS E PELA VIDA, das 
NETZWERK DUOGYNON, HEJ!SUPPORT, 
IFOAM und viele mehr. Sie haben es auch 
dieses Jahr wieder möglich gemacht, die 
BAYER-Konzernverbrechen von allen Sei-
ten zu beleuchten und von fast allen Kon-
tinenten kritische Stimmen einzuholen, 
wofür ihnen der Dank der CBG gebührt

D i e  v i r t u e l l e  H V
Wie bereits erwähnt: Die virtuelle Haupt-
versammlung ist eine besondere Her-
ausforderung für Konzernkritiker*innen. 
BAYER hat seit 1982 nicht mehr die Deu-
tungshoheit über die eigenen Hauptver-
sammlungen. Denn jedes Jahr stellt die 
Coordination viele Redner*innen, stellt 
Gegenanträge und ruft zur Nicht-Entlas-
tung des Konzernvorstandes auf. Das 
Modell der CBG hat überdies Schule ge-
macht: Heute finden sich auf vielen Haupt-
versammlungen Proteste und Gegenstim-
men. Sowohl NGOs als auch aktivistische 
Jugendbewegungen wie FRIDAYS FOR 
FUTURE nutzen das Modell. Dennoch ist 
keine Hauptversammlung so wie die von 
BAYER: Denn die Konstanz, mit der die 
Coordination dranbleibt, das Ausmaß, in 
dem sie weltweiten Widerstand gegen 
diesen einen Konzern mobilisiert, sucht 
nach wie vor weltweit ihresgleichen. Dies 
ist dem Management wohlbekannt. Nach 
Wegen, die unerwünschte Konfrontation 
mit den Folgen der eigenen Konzernpo-
litik von der HV zu verbannen, sucht der 
Vorstand deshalb schon lange. Im Vorjahr, 
mitten in der Corona-Krise 2020, bot sich 
dem Konzern die Chance, das umzusetzen, 
was schon lange geplant, aber aufgrund 
der Aktionär*innen-Rechte nie umzuset-
zen war: Eine virtuelle Hauptversamm-
lung, völlig ohne Präsenz. 
Mit dieser Maßnahme hatten die BAY-
ER-Bosse jedoch abermals die Kraft des 

Annemarie Volling von der AbL gibt BAYER Zunder
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fuhren aktivistische Landwirt*innen der 
AbL mit Traktoren vor. In ihren Reden 
machten unsere Bündnispartner*innen 
von FRIDAYS FOR FUTURE, der AbL und 
der Linkspartei klar, dass das Bündnis 
nicht akzeptiert, dass BAYER mit der vir-
tuellen HV Protest und Widerstand aus-
sperrt. 
Genau wie letztes Jahr war die Heraus-
forderung des Live-Streams der Coordina-
tion, den international aufgestellten Pro-
test auf ein streamtaugliches Programm 
zu bringen. Dieses Jahr waren Beiträge 
aus der ganzen Welt vertreten, die viele 
Aspekte der BAYER-Konzernpolitik be-

leuchtet haben. Wie im letzten Jahr auch 
kommentierte die CBG das Geschehen auf 
der Hauptversammlung des Leverkusener 
Multis direkt und ließ diesen Analysen 
Gespräche mit Aktivist*innen folgen. Ers-
ter Interview-Partner war Sven Giegold, 
Europa-Abgeordneter der Grünen, der zu 
BAYERs Steuervermeidungsstrategien 
sprach. Er stellte die Studie der grünen 
Fraktion im Europa-Parlament vor, die sich 
dem Versuch des Unternehmens widmete, 
Steueroasen weltweit und in Deutsch-
land selber auszunutzen. Die zweite Ge-
sprächspartnerin, Charlotte Sammet, war 
eine Vertreterin von FRIDAYS FOR FU-

200 schriftliche Fragen und Statements 
ein. Unsere Bündnispartner*innen von 
PAN, INKOTA, RISIKO PILLE, COLLECTIF 
VIETNAM DIOXINE und dem NETZWERK 
DUOGYNON sandten uns zudem Video-
Statements, die dann auch in die virtuelle 
HV hineinflimmerten und den Vorstand mit 
seiner verbrecherischen Konzernpolitik 
konfrontierten. 

D i e  K u n d g e b u n g
Die Kundgebung vergrößerte sich im Ver-
gleich zum letzten Jahr erfreulicherweise. 
Trotz Corona-Krise konnte die CBG ca. 30 
Teilnehmer*innen begrüßen. Überdies 

Halten Sie 
Menschenrechte und 
Umweltschutz für 
Standortnachteile, 
die beseitigt werden 
müssen? Dann werden 
Sie in Ossietzky keine 
Bestätigung finden. 

Der Kapitalismus hat keinen 
Respekt vor Grenzpfählen,  
Landesfarben und nationalen 
Ideologien. Vor letztern am 
wenigsten, denn er bezahlt ja 
meistens ihre Erfinder. 

Carl von Ossietzky in  
Die Weltbühne,  
17. Februar 1931

www.ossietzky.net

Halten Sie globale 
Verantwortung für einen 

militärischen Auftrag, 
den die Bundeswehr zu 
erfüllen hat? Dann wird 

Ihnen Ossietzky nicht 
zusagen.

Diese geistige Militarisierung, 
der fast alle Parteien 

hemmungslos unterliegen, 
ist unsittlich, verabscheuens-
wert und infam. Sie wird ihre 
blutigen Früchte tragen – und 

auch das nächste Mal wird 
niemand, niemand schuld 

sein. 

Kurt Tucholsky 1927

Glauben Sie daran, 
dass Löhne gesenkt 

und Arbeitszeiten 
verlängert werden 
müssen, damit die 
Unternehmer viele 
neue Arbeitsplätze 
schaffen? Wenn Sie 

diesen Glauben nicht 
verlieren wollen, 

dürfen Sie keinesfalls 
Ossietzky lesen. 

Wenn schon gespart werden 
soll, dann möge man bei 

Militär und Marine anfangen, 
anstatt deren weitere 

Hypertrophie auf Kosten des 
Sozialetats zu dulden. 

Carl von Ossietzky in 
Die Weltbühne,  

17. Dezember 1929
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TURE. Sie erläuterte die klimapolitischen 
Ziele der Initiative und ließ keinen Zweifel 
daran, dass diese mit dem gegenwärtigen 
Produktionsmodell von BAYER nicht zu 
erreichen seien. Der letzte Gast im mor-
gendlichen Live-Block war Tilman Massa 
vom DACHVERBAND DER KRITISCHEN 
AKTIONÄRINNEN UND AKTIONÄRE, mit 
dem CBG-Geschäftsführer Marius Stelz-
mann über die virtuelle HV und die Mög-
lichkeiten von kritischen Aktionär*innen 
diskutierte, einen Konzern unter diesen 
Bedingungen mit seinen Missetaten zu 
konfrontieren.

A g e n t  O r a n g e
Weiter im Programm ging es dann mit 
den weltweiten Statements. Den Anfang 
machte die österreichische Fernseh-
köchin und EU-Parlamentarierin Sarah 
Wiener, die in einer flammenden Rede 
feststellte, dass die Zeit von BAYER ab-
gelaufen sei. Daraufhin folgten Stimmen 
aus Vietnam. Das Land war während des 
Vietnam-Krieges mit dem von der jetzigen 
BAYER-Tochter MONSANTO produzier-
ten Herbizid Agent Orange heimgesucht 
worden. Von den Folgen berichtete Dr. Thi 
Ngoc Phuong Nguyen: Sie hatte nach den 
Sprüheinsätzen mit dem Pestizid eine Tot-
geburt erlitten. Dieses Schicksal traf die 
ehemalige Vietcong-Guerillera Hong Nhut 
Dang gleich mehrmals. Auch Thi Phuong 
Nguyen war Agent Orange ausgesetzt, ihr 
Sohn kam mit Leukämie zur Welt.
Tú Qùynh-nhu Nguyen vom Collectif Vi-
etnam Dioxine fand für das Verbrechen 
„Agent Orange“ deutliche Worte: „Der 
Einsatz von Agent Orange in Vietnam ist 

der größte Ökozid und die größte che-
mische Kriegsführung in der Geschichte 
gewesen.“ Neben dem Collectif Vietnam 
Dioxine nahmen auch Susan Tabbach von 
RISIKO PILLE, Wiebke Beushausen von 
INKOTA, Peter Clausing von PAN, Bettina 
Müller von POWERSHIFT e.V. und Andre 
Sommer vom NETZWERK DUOGYNON 
die Möglichkeit wahr, dem Konzern die 
Meinung zu sagen. Anschließend ging 
ein ganzer Block auf Sendung, der einen 
Einblick in eine Region ermöglichte, die 
einer der profitabelsten Absatzmärkte 
für BAYERs Glyphosat ist: Lateinameri-
ka. Auch von hier berichteten Betroffene 
aus ihrem Alltag mit dem Gift. Elsa, eine 
Lehrerin aus einer ländlichen Gemeinde in 
Argentinien, in der Glyphosat als Unkraut-
vernichter überall präsent ist, erzählte von 
mehreren Fehlgeburten, die sie durch die 
permanenten Glyphosat-Ausbringungen 
erlitt. Auch in der lokalen Schule leiden 

viele Kinder an Erkrankungen, welche auf 
das Herbizid zurückzuführen sind. Petra, 
eine Lehrerin aus einer anderen Gemein-
de, bestätigte die Befunde. Auch in ihrer 
Region habe sich das ganze Spektrum von 
Krankheiten, welche Glyphosat auslösen 
kann, gezeigt.
Im zweiten Live-Block redete Marius Stelz-
mann mit dem Grünen-Abgeordneten Ha-
rald Ebner weiter über das unglückselige 
Pestizid. Und die Bundestagsabgeordnete 
Gesine Lötzsch von DIE LINKE hielt in dem 
darauffolgenden Interview ganz klar fest: 
„BAYER ist nicht der Löser globaler Krisen, 
sondern trägt zu globalen Krisen bei!“ Als 
nächstes berichtete Jurek Vengels vom 
Münchner UMWELTINSTITUT von einem 
Prozess, mit welchem sich die Einrichtung 
nach ihrer Kritik am Pestizid-Einsatz in 
Südtirol, einem der größten europäischen 
Obstanbau-Gebiete, konfrontiert sah. Ein 
weiteres Interview gab Bettina Müller von 


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POWERSHIFT, über deren Verbindungen 
uns die Statements der Glyphosat-Betrof-
fenen aus Lateinamerika erreicht hatten. 
Mit Kim Vo Dienh, einem Vertreter des 
COLLECTIF VIETNAM DIOXINE, das der 
CBG die Botschaften von Agent-Orange-
Geschädigten zur Verfügung gestellt hat-
te, sprach Stelzmann über Tran To Nga, 
die in Paris einen Prozess gegen BAYER/
MONSANTO führt. Danach berichtete 
Regisseurin Katja Becker über die Situa-
tion in Kenia. Sie hatte vor Ort die Doku-
mentation „The Food Challenge“ gedreht, 
welche die Folgen des Einsatzes von in 
der EU bereits verbotenen Pestiziden für 
die Landbevölkerung des Staates the-
matisiert. Becker äußerte aufgrund ihrer 
gesammelten Materialien die Vermutung, 
dass die fortgesetzte Produktion dieser 
Ackergifte bewusst im Hinblick auf Gebie-
te mit schwächeren Schutzverordnungen 
wie Kenia geschehe. 

D e r  l e t z t e  L i v e - B l o c k
Der letzte Live-Block ging um 16.00 Uhr 
auf Sendung. Der erste Gast hatte be-
reits einige Hauptversammlungserfah-
rung. Alan Tygel von der brasilianischen 

CAMPANHA PERMANENTE CONTRA OS 
AGROTOXICOS E PELA VIDA stellte klar, 
dass er vom Konzern nichts erwartete, da 
es diesem nur um Profit ginge. Sein Appell 
richte sich vielmehr an die deutsche und 
europäische Zivilgesellschaft, die BAYER 
und die deutsche Regierung unter Druck 
setzen sollten. Der nächste Interview-
Partner war Günter Wulf, ein ehemaliges 
Heimkind, an dem als Kind gegen seinen 
Willen Medikamententests vorgenommen 
worden waren. Günter verbrachte mehre-
re Jahre in Dauersedierung durch Psycho-
pharmaka; mit den Folgen hat er bis heute 
zu kämpfen. Er ist Teil des VEREINS DER 
EHEMALIGEN HEIMKINDER SCHLESWIG-
HOLSTEINS und war auch bereits 2019 
auf der Hauptversammlung von BAYER, 
um den Vorstand zur Rede zu stellen. 
Als Reaktion auf deren Auftritt hatte der 
Global Player die ehemaligen Heimkinder 
eingeladen, in seinen Archiven in Leverku-
sen nach Belegen für die Verabreichung 
von BAYER-Medikamenten zu suchen. 
Und sie wurden fündig, wie uns Dr. Klaus 
Schepker, wissenschaftlicher Mitarbeiter 
der Universität Ulm, berichtete. Schep-
ker legte dar, dass BAYER vom Leid der 

Heimkinder profitierte und in der Verant-
wortung sei, diese zu entschädigen und 
sich öffentlich zu seiner Verantwortung zu 
bekennen. Aus England zugeschaltet wur-
de der Coordination im Anschluss daran 
Marie Lyon. Marie ist selbst Geschädigte 
des hormonellen Schwangerschaftstests 
PRIMODOS (in Deutschland unter dem 
Namen DUOGYNON vermarktet). Ihr Kind 
kam ohne linken Unterarm zur Welt. Ma-
rie hatte daraufhin zusammen mit anderen 
Betroffenen die ACDHPT gegründet, die 
GESELLSCHAFT FÜR KINDER, DIE DURCH 
HORMONELLE SCHWANGERSCHAFTS-
TESTS GESCHÄDIGT WURDEN. Sie for-
derte BAYER auf, die überwältigenden 
wissenschaftlichen Beweise für die ver-
heerende Wirkung des Präperats zu ak-
zeptieren und Entschädigungszahlungen 
zu leisten. Der Konzern habe mit hormo-
nellen Schwangerschaftstests überall auf 
der Welt Milliardenprofite erwirtschaftet, 
nun müsse er die Verantwortung für die 
Folgen übernehmen, so Lyon. Nina Hol-
land von der NGO CORPORATE EUROPE 
OBSERVATORY (CEO) stellte im folgenden 
Interview die Lobby-Praktiken BAYERs 
dar. Dann warnte Alexandra Caterbow vor 
den Gefahren von endokrinen Disrupto-
ren – hormon-ähnlichen Stoffen, die unter 
anderem in Pestiziden von BAYER & Co. 
stecken.
Mit einem flammenden Abschluss-State-
ment von CBG-Vorstand Axel Köhler-
Schnura, der die vielen verschiedenen 
BAYER-Verbrechen in die Unternehmens-
geschichte einordnete, kam der Live-
Online-Protest dann zum Abschluss. Die 
Coordination blickt zurück auf ein weite-
res Jahr mit stark eingeschränktem leib-
haftigen Protest auf der Straße – und mit 
einem virtuellen Protest, der größer und 
internationaler ausfiel als 2020. Und es ist 
klar: Wir bleiben dran … 
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BAYER im Monolog

Selbstbeweihräucherung musste sich 
BAYER-Chef Werner Baumann in seiner 
diesjährigen Eröffnungsrede zur Haupt-
versammlung erst einmal verkneifen. Der 
Konzern legte nämlich eine desaströse 
Bilanz vor. Die gnadenlose Profit-Jagd 
ohne Rücksicht auf Verluste wirkte sich 
erstmals auch auf die Geschäftszahlen 
aus. Die vielen Rechtsfälle, die aus Kla-
gen von Geschädigten seiner Produkte 

erwachsen, zwangen das Unternehmen 
zu „Sonderaufwendungen“ in Höhe von 
rund 13 Milliarden Euro. Das führte beim 
Konzern-Ergebnis zu einem saftigen Mi-
nus von 10,5 Milliarden Euro. Ein Großteil 
der Rückstellungen wegen „rechtlicher Ri-
siken“ entfallen dabei auf Glyphosat. Aber 
die „Rechtskomplexe“ betreffen längst 
nicht nur dieses von der Weltgesundheits-
organisation als „wahrscheinlich krebser-

regend“ eingestufte Herbizid. Das Acker-
gift Dicamba, die Industrie-Chemikalie 
PCB und die Sterilisationsspirale ESSURE 
beschäftigen die Gerichte ebenfalls. 
„Ich möchte direkt zu Beginn die Dinge 
beim Namen nennen“, hob der Vorstands-
vorsitzende deshalb an und gestand „die 
enttäuschende Entwicklung unseres Akti-
en-Kurses“ ein. „Damit können wir nicht 
zufrieden sein“, hielt Baumann fest und 

Im letzten Jahr hatte der Agro-Riese BAYER als erstes DAX-Unternehmen die Ungunst der Stunde genutzt, um seine 
Hauptversammlung rein online abzuhalten. Als „digitaler Pionier“ feierte er sich selbst dafür. Die Pioniertat bestand 
jedoch einzig darin, mit dieser Flucht ins Internet die Konzern-Kritiker*innen auszusperren. Dementsprechend groß 
war die Empörung. Darum gelobte das Unternehmen nun Besserung. Aber Nennenswertes kam dabei nicht heraus, 
dazu hatte das Unternehmen auch 2021 wieder viel zu viel zu verbergen.

Von Jan Pehrke 

BAYER allein zu Haus
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ließ auch keine Ausreden wie Sonderbe-
lastungen oder Währungseffekte gelten. 
„Wir tragen die Verantwortung – und 
zwar ohne Wenn und Aber“, konstatierte 
er und versicherte den Aktionär*innen: 
„Wir wollen ihr Vertrauen wieder zurück-
gewinnen. Dafür arbeiten wir sehr hart.“

A g g r e s s i v e s  W a c h s t u m
Damit war die Übung in Demut aller-
dings schon wieder vorbei. Da in den 
ersten Monaten des Jahres viel Geld in 
die Kasse geflossen war, hatte Baumann 
nunmehr Oberwasser. „Das Marktumfeld 
hat sich inzwischen deutlich gebessert. 
Der erhebliche Nachfrage-Anstieg bei 
Agrar-Produkten hat zu steigenden Prei-
sen geführt“, konstatierte er und sah den 
Konzern auf dem richtigen Kurs – trotz 
oder gerade wegen Corona: „Denn eins 
hat uns die Pandemie gelehrt: Es gibt 
nichts Wichtigeres als die Gesundheit 
und die Ernährung der Menschen.“ Der 
Beitrag des Leverkusener Multis dazu fiel 
bei Licht besehen allerdings bescheiden 
aus und beruhte auf Panik-Käufen. Viele 
Verbraucher*innen vermeinten sich näm-
lich mit den Nahrungsergänzungsmitteln 
von BAYER gegen Corona wappnen zu 
können und verhalfen diesem Produkt-
Segment deshalb zu einem Umsatz-Plus 
von 23 Prozent. Ansonsten war nicht viel. 
Die zweite Karriere der Malaria-Arznei 
Chloroquin als Mittel gegen Covid-19 en-
dete im letzten Jahr kläglich, schon bevor 
sie recht begann. So blieb dem Unter-
nehmen nur die Rolle einer verlängerten 
Werkbank für den Impfstoff-Entwickler 
CUREVAC. Und satt werden die Menschen 
auch nicht durch den Leverkusener Multi. 
Seine Ackerfrüchte landen nämlich ganz 
woanders: in den Tierfutter-Trögen und 
Tanks. Aus diesem Grund litt die Agrar-
Sparte unter der wegen Corona einge-
schränkten Mobilität.  Einen „geringeren 
Bedarf an Bio-Kraftstoffen“ beklagte Wer-
ner Baumann vielsagend. 
Nicht fehlen darf in seinen Reden stets 
der Science-Fiction-Part, wird doch an den 
Börsen vornehmlich die Zukunft gehan-
delt. Bei der Forschung wähnte der Gro-
ße Vorsitzende BAYER dementsprechend 
ganz weit vorne und just an der Stelle 
operierend, wo der inzwischen verstor-
bende APPLE-Gründer Steve Jobs künftig 
Durchbrüche erwartet, nämlich „an der 
Schnittstelle von Biologie und Technolo-
gie“. Als Beispiele für solche Leverkuse-
ner „Bio-Revolutionen“ nannte er die Gen-
technik 2.0 mit CRISPR & Co. sowie die 
Arbeiten zum menschlichen Mikrobiom.

In der anschließenden Rede vom Auf-
sichtsratsvorsitzenden Norbert Winkel-
johann war dann von Bußfertigkeit trotz 
der beeindruckenden Schadensbilanz des 
Konzerns überhaupt nichts mehr zu spü-
ren. „Ihre Gesellschaft, die BAYER AG, hat 
sehr gute Voraussetzungen, ein wertstar-
kes Unternehmen zu werden“, versicherte 
er den Aktionär*innen: „Wie dargestellt 
stehen aggressives Wachstum, Ertrags- 
und Wertsteigerung im Zentrum unserer 
Aktivitäten.“

A l l e  F r a g e n  o f f e n
Dann begann das, was in vorpandemi-
schem Zeiten „Aussprache“ hieß. War es 
schon damals so recht keine, dann galt 
dies nun erst recht für die Online-Haupt-
versammlung. „Werner Baumann kann 
froh sein, dass die BAYER-Hauptversamm-
lung am Dienstag nur virtuell stattfindet. 
Sonst müsste sich der Vorstandschef 
stundenlang einem Sperrfeuer stellen“, 
bemerkte die Rheinische Post treffend. 
„BAYER im Monolog“ – damit wäre tref-
fend charakterisiert, was sich stattdessen 
an dem 27. April in dem Riesenstudio mit 
den fünf BAYER-Vorständen allein auf 
weiter Flur, flankiert nur von einem Notar, 
abspielte. 
Same procedure as last year also. Aller-
dings gab es ein paar Neuerungen, denn 
die Flucht des Global Players ins Internet 
hatte einen Sturm der Entrüstung ausge-
löst. Die Hauptversammlungsregelungen 
des „Gesetzes zur Abmilderung der Folgen 
der Covid-19-Pandemie“, an denen die 
Konzerne kräftig mitgeschraubt hatten, 
erlaubten den Aktien-Gesellschaften, 

viele Aktionär*innen-Rechte einzuschrän-
ken. So ließ der Leverkusener Multi im 
letzten Jahr keine Reden zu, sondern nur 
noch noch Fragen. Noch nicht einmal die 
Namen der Fragesteller*innen nannte 
er. Und damit fehlte das Wesentliche. 
Es macht eben einen fundamentalen Un-
terschied, ob etwa eine Medikamenten-
Geschädigte vor das Mikrofon tritt, ihre 
Leidensgeschichte erzählt und am Schluss 
fragt, wann BAYER die betreffende Arznei 
endlich vom Markt zu nehmen gedenkt, 
oder ob es einfach heißt: „Eine Aktionärin 
fragte nach dem Produkt DUOGYNON.“
Nach der massiven Kritik von Seiten der 
COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAH-
REN (CBG), des DACHVERBANDES DER 
KRITISCHEN AKTIONÄRINNEN UND 
AKTIONÄRE, aber auch der „Deutschen 
Schutzvereinigung für Wertpapier-Besitz“, 
gelobte Werner Baumann diesmal Bes-
serung. Er bekundete, der Konzern habe 
das „Feedback aufgenommen“ und „mehr 
interaktive Elemente eingebaut“. Das Re-
de-Recht wollte er seinen Aktionär*innen 
zwar immer noch nicht zugestehen, jedoch 
konnten diese Video-Statements abge-
ben. Auch durften die Aktienhalter*innen 
nun wenigstens Nachfragen stellen, wenn 
der Global Player ihrer Meinung nach Ant-
worten schuldig geblieben war. 
Allerdings wollte der Gentech-Gigant die 
einzelnen Fragen immer noch nicht kon-
kreten Personen oder Gruppen zuordnen. 
Er stellte die Fragen vielmehr zu bestimm-
ten Blocks zusammen, beantwortete sie in 
einem Aufwasch und führte zu Beginn alle 
Fragesteller*innen gemeinsam auf. „Wir 
kommen jetzt zum nächsten Themen-Kom- 

BAYER-Chef Werner Baumann
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Au weia,  BAYER

Der BAYER-Konzern vermag der Erd-
Erwärmung, zu der er mit seinem 
massiven Kohlendioxid-Emissionen 
nicht eben wenig beiträgt, auch 
positive Seiten abzugewinnen. Er 
konstatiert zwar: „Die Risiken für 
Ernte-Ausfälle und damit auch für 
die gesamte landwirtschaftliche 
Wertschöpfungskette nehmen zu“, 
sieht jedoch durchaus Möglichkei-
ten, aus der Entwicklung Kapital zu 
schlagen. „Die natürlich-physischen 
Auswirkungen des Klima-Wandels 
zeigen insbesondere für unsere 
landwirtschaftlichen Produkte Rele-
vanz. Aber beispielsweise Gesund-
heitsrisiken wie Herz-Kreislauf-Er-
krankungen werden vielfach durch 
temperatur-intensivere Sommer-
Monate oder vermehrte Hitzewel-
len verstärkt. Das könnte zu einer 
verstärkten Nachfrage nach Herz-
Kreislauf-Produkten oder Produkten 
zur Versorgung mit Nährstoffen füh-
ren“, heißt es im neuesten Nachhal-
tigkeitsbericht.

O-Ton BAYER

„Ihre Gesellschaft, die BAYER AG, 
hat sehr gute Voraussetzungen, 
ein wertstarkes Unternehmen zu 
werden. Wie dargestellt stehen ag-
gressives Wachstum, Ertrags- und 
Wertsteigerung im Zentrum unserer 
Aktivitäten.“

BAYER-Aufsichtsratschef Norbert 
Winkeljohann auf der Hauptver-
sammlung des Konzerns zu den 
Aktionär*innen

plex ‚Strategie’, und hier haben uns Fragen 
von folgenden Aktionärinnen und Aktionä-
ren erreicht: Marc Tüngler von der ‚Deut-
schen Schutzvereinigung für Wertpapier-
Besitz’ (DSW), Hendrik Schmidt von DWS 
INVESTMENT, Janne Werning von UNION 
INVESTMENT, Ingo Speich von DEKA IN-
VESTMENT, COORDINATION GEGEN BAY-
ER-GEFAHREN und ihnen nahestehenden 
Personen und Organisationen ...“, so hörte 
sich das dann an. Und bisweilen war es 
unmöglich, in der langen Antwort auch 
nur den Part zu identifizieren, welcher die 
CBG betraf, weil die Vorstände die Fragen 
oft in ihren eigenen Worten wiedergaben. 
Nur wenn es hieß: „Eine Frage unterstellt, 
dass ...“, bestand kein Zweifel daran, dass 
die Coordination oder „ihr nahestehende 
Personen und Organisationen“ sie gestellt 
hatten. Dementsprechend hielt sich der 
Informationswert der Manager*innen-
Verlautbarungen für Außenstehende in 
Grenzen. 
Zudem ließ der Konzern nicht wenige 
Fragen unter den Tisch fallen und verwei-
gerte viele Auskünfte, z. B. darüber, wie 
viel Geld er jeweils in konventionelle und 
gentechnologische Pflanzenzüchtungspro-
jekte steckt. Aus „Wettbewerbsgründen“ 
wollte er dazu ebenso wenig etwas sagen 
wie zu den Entwicklungskosten für die 
Gen-Scheren im Vergleich zur Gentechnik 
1.0 sowie zu den Geschäften mit seiner 
Gentech-Baumwolle: „Bezüglich der Bt-
Baumwolle bitten wir um Verständnis, 
dass wir Verkaufszahlen auf Produkt-
Ebene nicht ausweisen.“ Wie viel Kohlen-
dioxid bei der extrem energie-intensiven 
Herstellung des Glyphosat-Vorprodukts 
Phosphor im US-amerikanischen Soda 
Springs anfällt, behielt das Unternehmen 
ebenfalls für sich. „Wir erheben die Emis-
sionen von einzelnen Standorten nicht“, 
erklärte der Vorstandsvorsitzende. Und 
auch zum Stand der Dinge bei den Er-
mittlungen in Sachen „IBEROGAST“ – die 
Kölner Staatsanwaltschaft geht dem Ver-
dacht der gefährlichen Körperverletzung 
nach, weil eine Patientin nach der Einnah-
me des Magenmittels verstarb – äußerte 
sich der BAYER-Chef nicht. „Wir bitten 
(...) um Verständnis, dass wir zu laufen-
den rechtlichen Verfahren keine Angaben 
machen“, so Baumann, um dann doch ein 
Plädoyer für die Arznei zu halten: „IBERO-
GAST ist ein bewährtes, wirksames und 
auch sicheres Medikament. Dies ist durch 
eine Anzahl von klinischen Studien und 
Anwendungsbeobachtungen belegt.“
Auch zu seinen anderen umstrittenen Pro-
dukten stand der Gentech-Gigant in Treue 

fest. „Die von nationalen und internationa-
len Zulassungsbehörden durchgeführten 
Bewertungen haben ergeben, dass Gly-
phosat bei sachgerechtem Einsatz sicher 
und nicht krebserregend ist“, beschied der 
Große Vorsitzende. Die Ribonukleinsäure-
Interferenz (RNAi) – eine Gen-Techno-
logie, die in dem neuen Labor-Mais der 
SMARTSTAX-Produktlinie zur Anwendung 
kommt, um die Pflanze vor dem Maiswur-
zelbohrer zu schützen – hält der Konzern 
ebenfalls für sicher. Der Initiative TEST-
BIOTECH zufolge kann die Ribonuklein-
säure zwar mit der Darmflora von Mensch 
und Tier interagieren, in den Blutkreislauf 
gelangen und sogar in die Steuerung von 
Genen eingreifen, aber BAYER ficht das 
an. „Uns liegen keine verlässlichen wis-
senschaftlichen Nachweise dafür vor, 
dass die sachgerechte Anwendung von 
Produkten mit einer Wirkungsweise auf 
RNAi-Basis zu negativen Effekten führt“, 
konstatierte der Agrar-Vorstand Liam Con-
don. Das Hormon-Mittel DUOGYNON, das 
die jetzige BAYER-Tochter SCHERING bis 
1978 auch unter dem Namen PRIMODOS 
als Schwangerschaftstest vermarkte-
te, obwohl es katastrophale Folgen für 
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Neugeborene hatte, erhielt ebenfalls die 
Absolution des Unternehmens. „BAYER 
schließt PRIMODOS bzw. DUOGYNON 
nach wie vor als Ursache für embryonale 
Missbildungen aus“, bekundete Pharma-
Vorstand Stefan Oelrich.

K r o k o d i l s t r ä n e n
Darum beließ der Konzern es den Be-
troffenen gegenüber stets dabei, Betrof-
fenheit zu heucheln: „Das Schicksal von 
Menschen, die infolge von körperlicher 
Behinderung täglich zu kämpfen haben, 
tut uns sehr leid.“ Einem ehemaligen 

Heimkind, das in den 1960er Jahren als 
Versuchskaninchen für BAYER-Psycho-
pharmaka herhalten musste, antwortete 
Oelrich: „Dass Ihre eigenen Erfahrungen 
in diesem Zusammenhang so schlecht 
sind und Sie und andere Menschen dar-
unter bis heute leiden, das bedauere ich 
sehr.“ Er wusste zwar auch nicht mehr 
zu sagen, warum diese Tests damals 
gemacht wurden, aber eines konnte er 
auf jeden Fall ausschließen: „eine miss-
bräuchliche Durchführung von Prüfungen 
oder Studien mit diesen Produkten durch 
unser Unternehmen“. 

Und auch für die 78-jährige Tran To Nga, 
die im Vietnam-Krieg durch das Versprü-
hen von Agent Orange massive gesund-
heitliche Schäden erlitten hatte und 
deshalb zurzeit vor einem französischen 
Gericht von der jetzigen BAYER-Tochter 
MONSANTO Schadensersatz fordert, 
blieb nur eine Beileidsbekundung. „Ob-
wohl wir Frau Tran To Nga großes Mit-
gefühl entgegenbringen, glauben wir, 
dass es zahlreiche Gründe gibt, die die 
Abweisung dieses Falles rechtfertigen.“ 
Auf die Frage der COORDINATION GEGEN 
BAYER-GEFAHREN (CBG), ob der Konzern 


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CBG bei  der Arbeit

Die alte Tradition der „Marches 
against MONSANTO“ lebt auch 
nach der Übernahme des US-Kon-
zerns durch BAYER fort, mal unter 
dem alten Namen und mal unter 
dem neuen „March against BAYER“ 
oder auch „March against BAYER 
and SYNGENTA“. Die Coordination 
gegen BAYER-Gefahren (CBG) war 
auf dem March in Paris leibhaftig 
(siehe S. 6 bis 8) und auf den Pen-
dants in Hamburg und Basel virtuell 
per Video-Rede vertreten.

den Einsatz von Agent Orange als Kriegs-
verbrechen einschätzt, antwortete Agrar-
Chef Liam Condon derweil: „MONSANTO 
und andere Hersteller haben Agent Oran-
ge im Auftrag der US-Regierung herge-
stellt. Die US-Regierung legte strenge 
Bedingungen für die Produktion von Agent 
Orange fest und entschied, ob, wann, wo 
und wie das Mittel eingesetzt wurde. Uns 
steht es nicht zu, Jahrzehnte nach Ende 
des Vietnam-Konflikts die politischen 
und militärischen Handlungen der dama-
ligen Konflikt-Parteien völkerrechtlich zu 
bewerten.“ Was er dann aber doch tat: 
„Kein Gericht hat festgestellt, dass die 
Hersteller durch die Produktion des Ent-
laubungsmittels für den Kriegsgebrauch 
der US-Regierung gegen das Völkerrecht 

verstießen. Die US-Gerichte wiesen diese 
Anschuldigungen ausdrücklich zurück und 
kamen zu dem Schluss, dass die Hersteller 
nicht für Schadensersatz-Ansprüche haf-
ten müssen.“ Die keineswegs nur passive 
Rolle, die MONSANTO beim „Herbicidal 
warfare“ spielte, verschwieg er dabei 
wohlweislich: Das Unternehmen hatte 
sich bereits seit 1950 im regen Austausch 
mit der Chemiewaffen-Abteilung des Mili-
tärs über die Kriegsverwendungsfähigkeit 
des Mittels befunden.
Angesichts der desaströsen Schadensbi-
lanz der BAYER-Produkte wollte die CBG 
wissen, warum der Konzern seine Ge-
schäftspolitik nicht radikal ändert und die 
Sicherheit seiner Erzeugnisse sorgfältiger 
prüft. Aber Werner Baumann sah keine 
Defizite in diesem Bereich und folglich 
auch keinen Anlass zu einem Strategie-
Wechsel: „Die Sicherheit der Anwendung 
unserer Produkte ist uns ein zentrales 
Anliegen und ein sehr hohes Gut. Im Rah-
men der Produkt-Entwicklung prüfen wir 
gemäß geltender regulatorischer Anforde-
rungen und teilweise weit darüber hinaus 
gehend die Sicherheit unserer Produkte 
auf das Genaueste.“

K e i n e  R e u e
Auch ansonsten zeigte sich der Global 
Player nur wenig reumütig. Trotz der gan-
zen Glyphosat-Klagen und der schwachen 
Erträge der zusammengelegten Agrar-
Sparten von BAYER und MONSANTO 
verteidigte Baumann die Akquisition: „An 
der langfristigen strategischen Logik des 
Zusammenschlusses hat sich (...) nichts 
geändert. Der Ansatz, unser Cropprotec-
tion-Geschäft vollständig vertikal zu inte-
grieren mit dem führenden Anbieter von 
Saatgut und so zum führenden Anbieter 
in diesem Bereich zu werden, ist weiter-
hin überaus valide.“ Das Vorgehen, in den 

Staaten des globalen Südens Pestizide 
zu vertreiben, die in der Europäischen 
Union wegen ihrer Gefährlichkeit keine 
Zulassung (mehr) haben, rechtfertigte 
das Unternehmen ebenfalls. „Richtig 
ist, dass wir in einigen Ländern Pflan-
zenschutzmittel vertreiben, die in der EU 
nicht zugelassen sind. Dies ist aufgrund 
der unterschiedlichen Anforderungen der 
landwirtschaftlichen Praxis auch nicht 
überraschend und sagt nichts über die 
Sicherheit der jeweiligen Pflanzenschutz-
mittel aus“, so Condon. Im Übrigen seien 
umgekehrt auch viele Ackergifte, die etwa 
in Brasilien keine Genehmigung hätten, in 
der EU zugelassen, betonte er allen Erns-
tes. Die Aktien-Gesellschaft machte auch 
keine Anstalten, von dieser Politik der 
doppelten Standards abzurücken. Allein in 
Brasilien verkauft das Unternehmen zwölf 
hierzulande nicht genehmigte Ackergifte 
und in Südafrika sieben. Zumindest ei-
nes von ihnen – Carbendazim – will es in 
Zukunft nicht mehr vermarkten. Die Coor-
dination fragte deshalb, ob der Konzern 
noch weitere Ausmusterungen plant. Das 
verneinte der Cropscience-Leiter jedoch. 
„Wir treffen kontinuierlich Entscheidun-
gen über unsere Produkte auf der Basis 
von Sicherheitsaspekten aber auch von 
anderen sozialen, ökologischen und wirt-
schaftlichen Erwägungen für Landwirte. 
In diesem Kontext bestehen derzeit keine 
Absichten, die genannten Wirkstoffe aus 
den Märkten zu nehmen“, führte der Ire 
aus.
Kritik an seinem Steuergebaren wies 
der Leverkusener Multi ebenfalls zurück, 
obwohl er nach einer Studie der Grünen 
im Europa-Parlament in den letzten zehn 
Jahren durch kreative Buchführung rund 
drei Milliarden Euro an Abgaben sparte. 
Damit nicht genug, trat der Global Player 
durch die Verlagerung seiner Patent-Ab-
teilung ins nordrhein-westfälische Steuer-
Paradies Monheim auch noch einen gna-
denlosen Unterbietungswettbewerb der 
Kommunen los. In dessen Folge senkte 
BAYERs Stammsitz Leverkusen 2019 die 
Sätze drastisch. Der Konzern jedoch war 
sich an diesem 27. April keiner Schuld be-
wusst. „Wir begrüßen alle Bemühungen 
der Stadt Leverkusen für einen wettbe-
werbsfähigen Standort“ erklärte Finanz-
vorstand Wolfgang Nickl frank und frei. 
Der Manager räumte auch ein, dass der 
Global Player dabei ein Wörtchen mitre-
dete: „Bei allen wichtigen Kommunen ste-
hen wir im regelmäßigen Austausch mit 
den jeweiligen Kämmerern.“ So wusste 
das Unternehmen schon früh über die Plä-
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ne der Stadt Bescheid. Das wurde „dann 
auch im Rahmen aktueller Restrukturie-
rungsprojekte berücksichtigt“, so Nickl, 
und führte zur Rückverlagerung einiger 
Unternehmensteile nach Leverkusen.

K l a r t e x t
Mit den von der CBG eingereichten Fragen 
konnte der BAYER-Konzern so einiges an-
stellen: Sie ganz wegfallen lassen, sie in 
seinen eigenen Worten so wiedergeben, 
dass ihr kritischer Gehalt verschwand, sie 
kaltstellen, indem sie gemeinsam mit de-
nen der Investment-Gesellschaften beant-
wortet wurden oder „aus Wettbewerbs-
gründen“ nicht auf sie eingehen. Überdies 
behielt der Agrar-Riese in jedem Fall das 
letzte Wort. 
Mit den Video-Statements war ein solcher 
Umgang nicht möglich. Sie erlaubten es 
den Aktivist*innen, Sachverhalte – wenn 
auch nur zwei Minuten lang – im Zusam-
menhang darzustellen und Tacheles zu 
reden. Und davon machten alle ausgiebig 
Gebrauch. Wiebke Beushausen von IN-
KOTA und Peter Clausing vom PESTIZID 
AKTIONS-NETZWERK prangerten den 
Export von Pestiziden, die in der EU nicht 
zugelassen sind, in die Länder des Südens 
an. Bettina Müller von POWERSHIFT schil-
derte die drastischen Folgen der Sprüh-
Einsätze mit Glyphosat in Lateinamerika. 
„In Argentinien beispielsweise liegt die 
Zahl der an Krebs erkrankten Menschen 
in Dörfern, die aus der Luft mit Glypho-
sat & Co. besprüht wurden, viermal über 
dem Landesdurchschnitt“, so Müller. Sa
scha Gabizon von WOMEN ENGAGE FOR 
A COMMON FUTURE (WECF) machte auf 
die Gefahr durch hormon-ähnlich wirken-
de Chemikalien aufmerksam, zu denen 
für nicht wenige Wissenschaftler*innen 
auch Glyphosat zählt. Brigitte Hincha vom 
Vorstand der Coordination thematisier-
te derweil das von Glyphosat beförderte 
Artensterben, und das tat ihr CBG-Kollege 
Simon Ernst ebenfalls. „Profit kann nicht 
das Prinzip sein, nach dem die Ernährung 
und die Landwirtschaft sich zu organisie-
ren hat“, lautete seine Schlussfolgerung. 
CBG-Geschäftsführer Marius Stelzmann 
nahm zu dem Prozess Stellung, den die 
„Agent Orange“-Geschädigte Tran To Nga 
in Frankreich gegen die jetzige BAYER-
Tochter MONSANTO führt, und Tú Qùyh-
nhu Nguyen von der Initiative COLLECTIF 
VIETNAM DIOXINE konfrontierte Bau-
mann & Co. in diesem Zusammenhang 
mit der Frage: „Will der BAYER-Vorstand 
endlich Verantwortung übernehmen und 
einer gerechten Entschädigung aller Ge-

schädigten von Agent Orange nachkom-
men?“ Ebendies forderte Andre Sommer 
in Sachen „DUOGYNON“ und Susan Ta-
bbach in Sachen „YASMINELLE“, einem 
Verhütungsmittel BAYERs mit erhöhtem 
Thrombose-Risiko. Der Autor dieser Zeilen 
resümierte schließlich in seinem State-
ment: „Die Bilanz des BAYER-Konzerns für 
das Geschäftsjahr 2020 ist desaströs – in 
sozialer Hinsicht, in juristischer Hinsicht, 
in gesellschaftlicher Hinsicht, in ökolo-
gischer Hinsicht und sogar in ökonomi-
scher Hinsicht.“ Folgerichtig appellierte 
er am Schluss seiner Ausführungen an die 
Aktienhalter*innen, gegen die Entlastung 
des Vorstands zu stimmen.

B i l a n z
20.000 Gegenstimmen von kritischen 
Aktionär*innen hatte die COORDINA-
TION GEGEN BAYER-GEFAHREN schon 
vor der Hauptversammlung einsammeln 
können. Das „Schwarzbuch BAYER“, das 
die CBG dann in der Veranstaltung selbst 
präsentierte, dürfte die Zahl noch einmal 
um einiges erhöht haben. Sieben Ge-
genanträge, elf Video-Statements, vier 
schriftliche Stellungnahmen und über 200 
Fragen – nicht nur von der CBG, sondern 
auch von TESTBIOTECH, RISIKO-PILLE, 
DUOGYNON-Geschädigten, OXFAM, 
dem GEN-ETHISCHEN NETZWERK, DER 
ARBEITSGEMEINSCHAFT BÄUERLICHE 
LANDWIRTSCHAFT E.V., DER AURELIA 
STIFTUNG und dem BUND FÜR UMWELT 
UND NATURSCHUTZ – boten nämlich 
mächtig Stoff zur Meinungsbildung. Zu-
dem wechselte mit DEKA INVESTMENT 
auch ein großer Vermögensverwalter ins 
Lager der Nein-Sager*innen. Am Ende des 
Tages fanden sich deshalb dort mehr als 
50 Millionen Aktien wieder: 9,92 Prozent 
lehnten die Entlastung des Vorstandes 
ab. Besitzer*innen von noch einmal über 
20 Millionen Aktien enthielten sich, und 
gegen die Entlastung des Aufsichtsrates 
stimmten 7,42 Prozent. Ein deutlicher 
Ausdruck dessen, dass auch ein Teil der 
Aktionär*innen auf der Seite der Gesund-
heit, der Umwelt, der Menschenrechte 
und der sozialen Rechte steht und gegen 
die Geschäftspolitik BAYERs Stellung be-
zieht.
CBG-Urgestein Axel Köhler-Schnura zog 
am Ende dieses Resümee der zweiten 
Online-Hauptversammlung des Leverku-
sener Multis: „Es ist sehr, sehr beschä-
mend, mit welcher Heuchelei da heute die 
Verantwortlichen im Konzern ihr Beileid, 
ihr Mitleid mit den Opfern ausgedrückt 
haben, aber gleichzeitig in aller Härte an 

A b s t i m m u n g s
e r g e b n i s s e

G e w i n n v e r w e n d u n g
Nein-Stimmen	 1,6 Mio.	 0,3 %

E n t l a s t u n g  V o r s t a n d
Nein-Stimmen	 50 Mio.	 9,92 %

E n t l a s t u n g  A u f s i c h t s r a t
Nein-Stimmen	 37 Mio.	 7,42 %

Die Abstimmungen auf Haupt-
versammlungen von Konzernen 
werden bestimmt von wenigen 
Großaktionär*innen (Ultrareiche, 
Investmentfonds, Banken etc.). Sie 
besitzen bis zu 90 und mehr Pro-
zent aller Aktien und haben so viele 
Stimmen, wie sie Aktien besitzen. 
Die mehreren hunderttausend Klein
aktionär*innen bei BAYER halten 
zusammen lediglich fünf bis zehn 
Prozent aller Aktien. Entsprechend 
beachtlich sind die Abstimmungser-
gebnisse. 
Die Kritischen Aktionär*innen der 
COORDINATION GEGEN BAYER-GE-
FAHREN (CBG) hatten zur Gewinn-
verteilung, zur Nicht-Entlastung von 
Vorstand und Aufsichtsrat und zur 
Wahl alternative Anträge gestellt. 
Der Erfolg dieser Anträge wird deut-
lich an den Gegenstimmen zu den 
Anträgen des Vorstands.

den Standpunkten festgehalten haben. 
Nämlich: ‚Glyphosat muss auf dem Markt 
bleiben’ (...) Agent Orange, Steuerflucht: 
alles bestens, alles super, alles toll! Un-
schuld, Unschuld, Unschuld (...) Dieser 
Widerspruch fiel am heutigen Tag jedem, 
der das verfolgt hat, direkt ins Auge.“




